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Separatabdruck aus „Zeitschrift für Internationales Privat- und Öffentliches 

Recht." Band XIII. 



Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des ungarischen 
Ehegesetzes. ^) 

Von Dr. FrajlZ IblK ay» öffentlichem ordentlichen Professor an der 
Rechtsakademie in Eperjes (Ungarn). 

§ 1. Begriff und Arten der Nichtigkeit. — Unehe. — 
Feststellungsprozeß. 

I. Es ist ein allgemein^bekannter Grundsatz des ungarischen 
Civilrechtes, daß ein in jeder Hinsicht gültiges Rechtsgeschäft 
nur dann zustande kommt, wenn bei dem Abschlüsse desselben 
alle wesentlichen materiellen und formellen Erfordernisse des- 
selben vorhanden waren. Wenn dann eines dieser wesentlichen 
Erfordernisse abgeht, ist das Rechtsgeschäft ungültig und zwar: 
entweder besitzt dieses, trotz seiner formalen Geschlossenheit, 
keine Rechtswirksamkeit, oder aber es besteht zwar die Rechts- 
wirksamkeit, doch kann diese durch die betreffende Partei auf- 
gehoben und hierdurch das Rechtsgeschäft unwirksam gemacht 
werden. 

Im ersten Falle ist das Rechtsgeschäft nichtig {negotium 
nulluni), im letzteren Falle nennen wir das Rechtsgeschäft ein 
anfechtbares {negotium resdssihile). 

Die Nichtigkeit wirkt durch Gesetzeskraft cogenter und 
ex tunc; sie kann zur Zeit des Geschäftsabschlusses oder nach 
derselben entstehen ; sie ist ex offo zu berücksichtigen ; auf die- 
selbe kann sich jedermann berufen ; diese kann in jedem Rechts- 



1) Dieses Essay beschäftigt sich mit dem schönsten und schwersten Teile 
des G.A. XXXI vom Jahre 1894 über das Eherecht; daraus ist ersichtlich, 
daß bei der Abfassung des ungarischen Ehegesetzes wohl der deutsche Entwurf 
berücksichtigt wurde, daß es aber nichtsdestoweniger eine originelle und 
selbständige Schöpfung ist, welche auch die Würdigung der deutschen 
Rechtsgelehrten in hohem Maße verdient. (Red.) 

Zeitschrift f. intern. Privat- u. ö ff entl. Recht. Xni. 1 



Berichtigung. Auf der ersten Seite im Titel und in der 
UeberschHft des § 1, ferner in der ersten Zeile jeder ungeraden Seite jflBlk 

ist anstatt „Nichtigkeit** richtiger „U n g ü 1 1 i g k e i t** zu lesen. W^^ 
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2 Dr. Franz Raffay, 

streite auch incidenter angeführt und erwiesen werden ; jedoch 
hat das die Nichtigkeit promulgierende Urteil nur für die streiten- 
den Teile eine Rechtswirkung (Jus facit inter partes) \ das 
nichtige Rechtsgeschäft kann durch gar kein Rechtsmittel con- 
validiert werden; schließlich ist das Rechtsgeschäft zum Teile 
nichtig, zum Teile gültig. 

Die Anfechtbarkeit aber kann von Amtswegen nicht berück- 
sichtigt werden ; ohne Anfechtung wird das Rechtsgeschäft nicht 
ungültig ; das Recht der Anfechtung steht nur gewissen Personen 
zu ; das anfechtbare Rechtsgeschäft kann auch nachträglich an- 
erkannt werden und zwar nicht formal und zufolge der An- 
fechtung tritt nur gegenüber gewisse» Personen die Rechtswirkung 
nicht ein. 

Die Nichtigkeit ist daher kurzweg die absolute, die Anfecht- 
barkeit aber die relative Ungültigkeit. 

n. Das Ehegesetz hat jedoch die hier entwickelten Normen 
des Civilrechtes für die Ungültigkeit der Rechtsgeschäfte im 
allgemeinen nicht in ihrer Gänze akzeptiert. Es gebraucht wohl 
die Ausdrücke „nichtig" und „anfechtbar", stellt aber deren 
Sinn selbst für sich besonders fest und macht sie so zu termini 
technici des Eherechts. 

Da aber die Eheschließung, wie jegliches Rechtsgeschäft, 
ein negotium nullum sein kann, so können wir alle Gestaltungen 
der Eheungültigkeit durch die Zusammenfassung des allgemeinen 
Civilrechtes und des Ehegesetzes feststellen. Es gibt nämlich: 

1. eine „Unehe", matrimonium non existens, als gemein- 
rechtliches negotium nullumy 

2. eine „nichtige Ehe", matrimonium nullum xmi 

3. eine „anfechtbare Ehe", mutrimonium rescissibile ; 

die beiden letzteren sind selbständige eherechtliche Kategorien, 
deren Normen können demnach für andere ungültige Rechts- 
geschäfte überhaupt nicht zur Anwendung kommen.^) 



1) Nach Alexander Flöß („Der Begriff der Nichtigkeit im civilen 
Prozeß)?echte" Eine Vorlesung „Academiai £rtes{to" 68. Heft) hat die Un- 
gültigkeit der Rechtsgeschäfte dreierlei Arten. Diese Ansicht wird weder von den 
modernen Gesetzbüchern, noch von der Wissenschaft bezüglich aller Rechts- 
geschäfte geteilt, einfach darum nicht, weil eine solche Distinktion nicht not- 
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Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des ungarischen Ehegesetzes. 3 

Diese Auffassung entspringt aus dem Standpunkte, welchen 
das Gesetz in Bezug auf die Ehe einnimmt. Das Ehegesetz 
geht nämlich von dem Grundsatze aus, daß nur die existierende 
Ehe eine Ehe sei ; das ist diejenige, bei deren Abschluß wenigstens 
jene minimalen Erfordernisse (nach neuer Benennung : „Existenz- 
erfordernisse") beobachtet wurden, ohne welche man sich die 
Ehe nicht vorstellen und ohne welche dieselbe rechtlich nicht 
existieren kann. Was also dann weniger als das mini/mum ist, 
was matrimonium non existens ist, das ist laut des Ehegesetzes 
also keine Ehe und auch durch dieses Gesetz nicht geregelt, 
sondern es bleiben für dieses Verhältnis jene Lehrsätze als 
anwendbares Recht in Kraft, welche sich auf das gemeinrecht- 
liche negotium nullum beziehen, mit deren Hilfe de facto auch 
ohne irgend welche Schwierigkeit der Begriff dieses Verhält- 
nisses, dessen Inhalt und Rechtsfolgen zu bestimmen sind. 

Hieraus folgt, daß von den drei Fällen der Eheungültigkeit 
der erste oder das als negotium nullum erscheinende matri- 
monium non existens nicht in den Wirkungskreis des Ehe- 
gesetzes gehören kann, wie auch das Ehegesetz dasselbe wirklich 
nicht geregelt hat, sondern diese bleiben, als ungültige Ehen 



wendig ist, wie z. B. daß zwischen den Vertragsteilen kein Kauf- und Verkaufs- 
vertrag existiert; wenn aber dennoch wirklich hierüber ein Streit entstehen 
würde, könnte die Frage, ob das betreffende Rechtsgeschäft besteht oder nicht 
besteht, durch eine Präjudizklage entschieden werden. In Ermangelung eines 
praktischen Bedürfnisses hat sich auch nicht bei jedem einzelnen Rechtsgeschäfte 
die Lehre von dessen Nichtexistenz entwickelt. — Ganz anders verhält sich 
dies im Eherechte. Hier sind die drei Kategorien der Ungültigkeit nicht 
überflüssig, denn gemäß der praktischen Erfahrung leben in vielen Fällen 
Mann und Weib ohne Eheschließung beisammen, oder wenn sie eine Ehe auch 
eingehen wollten, haben sie bei deren Schließung nicht die minimalsten Er- 
fordernisse, ohne welche keine Ehe bestehen kann, eingehalten. Aus diesem 
Beisammenleben können Kinder stammen, deren Rechtsstellung von der Ent- 
scheidung der Frage abhängt, ob eine Ehe zwischen den Eltern vorhanden ist 
oder nicht. Ferner ist das Verhältnis des außerhalb der Ehe Beisammen- 
lebenden der äußeren Erscheinung nach meistens ganz dem der Eheleute ähnlich ; 
es ist daher eine Norm im Rechte notwendig, welche diese beiden Verhältnisse 
streng von einander unterscheidet und deren Rechtsfolgen detailliert entwickelt. 
Es ist daher unzweifelhaft, daß wir auch von der ünehe als einer besondern 
Kategorie lehren müssen. 

1* 
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4 Dr. Franz Raffay, 

im Sinne des Ehegesetzes nichtige und anfechtbare Ehen. So 
wurde die „Ungültigkeit der Ehe" selbst „eine selbständige 
eherechtliche Kategorie" und das Ehegesetz benutzt tatsächlich 
überall diesen Ausdruck in diesem Sinne, wenn es von Ungültig- 
keit spricht. 

Das Resultat dieser Polgerungen ist aber folgendes: Die 
im Ehegesetze geregelte „Ehe" bedeutet immer eine „existierende 
Ehe". Diese kann „gültig oder ungültig" sein, die letztere 
wieder nichtig oder anfechtbar; endlich die Unehe als gemein- 
rechtliche Kategorie der Ungültigkeit gehört in das allgemeine 
Privatrecht und können die Normen des Ehegesetzes auf dieselbe 
keine Anwendung finden.^) 

Da wir aber in unserem Werke das Ehegesetz behandeln 
und den Leser mit dessen Dispositionen bekannt machen wollen, 
können wir von der Auffassung des Ehegesetzes auch puncto 
der Ungültigkeit der Ehe nicht abweichen und so wie wir auch 
anderweitige Abweichungen des Gesetzes von den Regeln des 
allgemeinen Privatrechtes gehörig würdigten, als z. B. von der 
Handlungsunfähigkeit, von der Minderjährigkeit und der Adop- 
tion etc. als ebenfalls selbständigen eherechtlichen Kategorien 
die Rede war, so folgen wir auch hier den Grundprinzipien des 



1) Die einzelnen Gattungen der ungültigen Ehe sind sehr schwer in die 
allgemein bekannten civilrechtlichen Kategorien einzureihen, denn wenn eine 
Ehe, obwohl ungültig, zustande gekommen ist, kann die Feststellung der 
Ungültigkeit, respektive die Auflösung des Rechtsverhältnisses nicht mehr 
dem Belieben der Parteien überlassen werden. Dies verbietet der moralische 
Charakter der Ehe und das an die Rechtsinstitution der Ehe sich knüpfende 
Gemeininteresse. Darum müssen bezüglich der einzelnen Fälle der Eheungültig- 
keit von den Normen der allgemeinen Ungültigkeit der Rechtsgeschäfte Aus- 
nahmen gemacht, ja spezielle Normen aufgestellt werden. Es ist eine interessante 
Erscheinung, daß unsere rechtswissenschaftlichen Schriftsteller die drei Grade 
der Eheungültigkeit nicht gehörig hervorheben. Das deutsche Bürgerliche 
Gesetzbuch faßt im Familienrechte, I. Abschnitt, III. Kapitel die nichtigen 
und anfechtbaren Ehen nicht in ein gemeinsames Genus zusammen, sondern 
gebraucht die Kapitelaufschrift „Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe'', 
womit es offenkundig andeuten will, daß die anfechtbare Ehe eigentlich keine 
ungültige ist, dies nur durch die entsprechenden Anfechtungshandlungen wird. 
Die erste Lesung sprach noch vom genus der ungültigen Ehe, ebenso wie 
das ungarische Ehegesetz. 
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Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des ungarischen Ehegesetzes. 6 

Ehegesetzes und bestimmen auf dieser Basis den Begriff der 
Ungültigkeit der Ehe und deren Fälle. 

Ungültig ist daher die Ehe, wenn bei deren Schließung 
weder die materiellen noch die formalen Erfordernisse gewahrt 
wurden, respektive wenn dieselbe, trotz des Vorhandenseins eines 
trennenden Hindernisses, eingegangen wurde; doch muß die 
Ungültigkeit durch ein richterliches Urteil konstatiert werden. 
Wenn dies erfolgt ist, so ist die ungültige Ehe derartig anzu- 
sehen, wie wenn sie nie geschlossen worden wäre. Aus dieser 
Definition ist erstens zu ersehen, daß zum Zustandekommen der 
im Ehegesetze geregelten „Ehe" wenigstens die sogenannten 
Existenzerfordernisse als unerläßliches Minimum notwendig sind ; 
ferner daß der Abgang der Gültigkeitserfordernisse der Ehe nur 
dann ihre Gültigkeit raubt, wenn dieser Abgang bei der Ehe- 
schließung stattfand. Hieraus folgt, daß, wenn der Abgang 
schon früher vorhanden war, die betreffenden Mängel aber schon 
zur Zeit der Eheschließung aufgehört haben oder erloschen 
waren, die Ehe gültig ist; und wenn nach der Eheschließung 
ein solcher Tatbestand einträte, welcher zur Zeit der Ehe- 
schließung diese ungültig gemacht hätte, so entäußert dieser 
Umstand die gültig eingegangene Ehe nachträglich ihrer Gültig- 
keit nicht, somit ist die im Sinne des allgemeinen Privatrechtes 
nachträglich eintretende Nichtigkeit hier ausgeschlossen. 

Die ungültige Ehe hinwieder hat zwei Abarten; sie ist 
entweder nichtig oder anfechtbar. Beide besitzen einen gemein- 
samen Ausgangspunkt und beide haben gemeinsame Rechtsfolgen, 
demnach gehen beiden die Gültigkeitserfordernisse ab und ist 
bei beiden die Ehe ex tunc ungültig. In anderen Punkten 
differieren sie aber wesentlich, was aus der folgenden kurzen 
Charakteristik zu ersehen ist. 

Die nichtige Ehe nimmt ihren Platz zwischen den gültigen 
und ungültigen Rechtsgeschäften ein ; die nichtige Ehe ist näm- 
lich kraft des Gesetzes nichtig, sie kann aber nur dann für 
nichtig angesehen werden, wenn sie für ungültig erklärt wird, 
denn bis dies nicht erfolgt, besteht die Ehe zu Recht, ja sie 
kann in einzelnen Fällen nachträglich während ihres Bestandes 
für gültig erklärt werden. Wenn sie aber einmal invalidiert 
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6 Dr. Franz Raffay, 

wurde, dann wird auch die nichtige Ehe ein matrimonium 
non existens. 

Der Typus der anfechtbaren Ehe ist : gemeinrechtliche An- 
fechtbarkeit, jedoch mit zwei Abweichungen und zwar: wenn 
eine derartige Ehe für ungültig erklärt worden ist, dann erlischt 
ihre Rechtswirkung gegenüber jedermann ex iunc und wird 
die Ehe nach der Invalidierung zum matrimonium non existens. 

Mit dieser Klassifizierung und kurzen Charakteristik der 
ungültigen Ehen glauben wir eine präzise Grenzlinie zwischen 
den gemeinrechtlichen und eherechtlichen Ungültigkeitsfällen 
gezogen zu haben, wie es auch verständlich und klar ist, daß 
das matrimonium non existens in das Fach des allgemeinen 
Privatrechtes gehört und daß das Ehegesetz dieses sehr richtig 
von den eherechtlichen Kategorien der ungültigen Ehen derartig 
trennte, daß. es diese absolut nicht regelte und demnach für 
die nichtexistierende Ehe die Normen 4es gemeinrechtlichen 
negotium nullum vorbehielt. 

in. Laut des hier Vorgebrachten sind bei der Behandlung 
der Eheungültigkeit nur die nichtigen und anfechtbaren Ehen 
und die Rechtsfolgen der Ungültigkeit detaillierter zu erörtern. 

Nachdem aber auch das Ehegesetz sich auf die Unehe be- 
ruft, wenn es ausspricht, daß es diese in keiner Beziehung als 
Ehe anerkennt (Ehegesetz § 30 Absatz 2), nachdem ferner der 
während der Dauer der Ehe angestrengte Feststellungsprozeß, 
in welchem auch über jene Frage entschieden wird, ob zwischen 
den gegnerischen Parteien eine Ehe existiert, auch ein Ehe- 
prozeß ist; nachdem endlich gemäß dem Standpunkte des Ehe- 
gesetzes die nichtige und anfechtbare Ehe auch zum matrimonium 
non existens wird, wenn selbe invalidiert wurde, so halten 
wir es für notwendig, die civilrechtlichen Normen der Unehe, 
sowie die auf den Feststellungsprozeß Bezug habenden Lehrsätze 
hier kurz zu entwickeln. 

IV. Eine Unehe (matrimonium non existens) entsteht dann, 
wenn bei der Eheschließung die formalen Erfordernisse nicht 
eingehalten wurden. 

Einen Tatbestand der Unehe erwähnt der § 30 Absatz 2 
des Ehegesetzes, gemäß welchem eine derartige Eheschließung, 
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Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des ungarischen Ehegesetzes. 7 

welche nicht vor dem Civilbeamten stattgefunden hat, keine 
existierende Ehe erzeugt. Dies ist das sogenannte formale 
Existenzerfordernis. 

Die anderweitigen Tatbestände der ünehe können teils aus 
dem Ehegesetze selbst festgestellt werden, welches nämlich die 
Tatbestände der existierenden (gültigen, nichtigen und anfecht- 
baren) Ehe bestimmt, demnach die restierenden übrigen Tat- 
bestandselemente dem Begriffe der nichtexistierenden Ehe anheim- 
fallen; teils können diese aus dem allgemeinen Privatrechte, 
ferner aus dem Begriffe der Ehe und deren Rechtsnatur fest- 
gestellt werden. Demgemäß existiert keine Ehe, wenn nicht 
zwei Personen verschiedenen Geschlechtes, sondern Mann und 
Mann oder Frau und Frau diese eingingen; wenn eine vis ab- 
soluta vorherrscht ; wenn die Ehe wohl vor einem Civilbeamten 
geschlossen wurde, aber die Parteien nicht die Absicht der 
Eheschließung geäußert haben, oder wenn die Brautleute den 
maritalis consensus an eine Bedingung knüpften oder von 
einem Zeitpunkte abhängig machten. 

Die ünehe ist ihre Rechtsnatur betreffend ein gemeinrecht- 
liches negotium nulluni. Hieraus folgt, daß ein derartiger 
Bund rechtlich null und nichtig ist, und, wenn auch die Parteien 
beisammen leben, sie doch keine Ehegenossen sind; ihrem Bei- 
sammenleben müssen sämtliche Rechtsfolgen der Ehe abgesprochen 
werden ; dieses Verhältnis ist nichts anderes, als ein Konkubinat, 
welchem ein Rechtsschutz nicht gewährt werden kann. Demnach 
existiert zwischen den Parteien kein Eheschluß ; dieselben können 
wann immer ohne Rechtsstreit und ohne Urteil auseinandergehen; 
auf die Nichtexistenz der Ehe kann sich wer immer und in 
welchem Rechtsstreite immer berufen und kann diese Frage 
auch incidenter entschieden werden. Wenn aber ein derartiger 
Bund als Ehe matrikuliert wäre, ist zum Erweise von deren 
Nichtexistenz genügend, wenn die Unrichtigkeit der Eintragung 
in die Matrikel erwiesen wird. Die Frau kann den Namen des 
Mannes nicht führen, die Kinder sind ungesetzliche und die 
beiden Teile besitzen gegen einander gar keine ehelichen Rechte 
oder Pflichten; so sind sie nicht verpflichtet beisammen zu 
wohnen, kein debitum conjugäle existiert, von gegenseitiger 
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8 Br. Franz Raffay, 

Hilfe, Achtung, Unterstützung, Anspruch auf Unterhalt, von 
Vermögensrechten, von Gatten- und Witwenerbanteil, von Wit- 
wenrecht, väterlicher Gewalt und Vorrechten der Ehegatten etc. 
kann keine Rede sein. Die etwa geschlossenen Ehepakten sind 
gichtig. Dieses Verhältnis kann man nie auch nicht in Bezug 
auf den bona fide Ehegatten und die Kinder, femer auch nicht 
in Bezug auf eine mit den Parteien bona fide kontrahierende 
dritte Person für eine putative Ehe ansehen.^) Schließlich 
bemerken wir, daß eine Ehe nie teilweise existierend, teilweise 
nicht existierend sein kann. 

Aus der hier entwickelten Rechtsnatur der Unehe und aus 
dem prinzipiellen Standpunkte des Ehegesetzes, gemäß welchem 
es unter „Ehe'' immer die „existierende Ehe" versteht, folgt, 
daß bei der Anwendung des § 11 Punkt d, der §§ 12 und 13, 
des § 18 Punkt b, dann der §§ 21—24, 46 und 138 die Unehe 
nicht berücksichtigt werden kann. Demnach kann nur eine 
bestehende Ehe ein Ehehindernis bilden, während die nicht- 
existierende Ehe auch in dieser Hinsicht keine Rechtswirkung 
hat. Schließlich wenn in dem puncto Ungültigerklärung oder 
Trennung der Ehe angehängten Rechtsstreite erhellen würde, 
daß eine Ehe garnicht vorhanden sei, dann muß das Verfahren 
sofort eingestellt werden, weil eine derartige Ehe weder invali- 
diert werden kann, noch invalidiert oder getrennt zu werden 
braucht. 

V. Jene Frage, ob irgend eine Ehe de fa^to eingegangen 
wurde oder nicht, kann durch einen unmittelbar diesem Zwecke 
dienenden Prozeß festgestellt werden. Dieses ist der sogenannte 
Heiratsfeststellungsprozeß, welcher zwei Arten hat, je nachdem 
die Klage während des Bestandes der Ehe oder nach deren 
-Auflösung eingereicht wurde. Diese zweierlei Prozesse unter- 
scheiden sich wesentlich von einander, denn der erstere ist ein 
Eheprozeß, der letztere ist das aber nicht. 

A) Während des Bestandes einer Ehe kann man eine Fest- 
stellungsklage einbringen zur Enunzierung dessen, 

1) Diese Regel schUeßt aber nicht die Anwendung jener allgemeinen 
Prinzipien aus, welche auf Grund von Betrug oder Irrtum auch in solchem 
Falle den bona fide handelnden Dritten in Schutz nehmen. 
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a) daß zwischen beiden Parteien von keiner Ehe die Rede 
sein kann, 

b) daß die Ehe laut des § 80 des Ehegesetzes und im Sinne 
des weiteren Tatbestandes nicht existiert, und 

c) daß die Ehe zufolge Abganges eines die Nichtigkeit 
begründenden -Hindernisses gültig sei. 

Diese Klage kann durch die Eheleute angestrengt werden; 
außer diesen ist aber, zum Zwecke der Feststellung der Nicht- 
existenz der Ehe, eine Klage der Königl. Staatsanwaltschaft und 
auch die Klage desjenigen zulässig, der den Nachweis liefert, 
daß von der Nichtexistenz dieser Ehe irgend ein ihn angehendes 
rechtliches Interesse abhängt. 

Der in seiner Handlungsfähigkeit beschränkte Ehegatte ist 
in diesem Peststellungsprozeß klagfähig. In Bezug auf hand- 
lungsunfähige Eheleute sind die Regeln des gesetzlichen Ver- 
. tretungsrechtes anzuwenden. 

Das in einer während des Bestandes der Ehe angestrengten 
Klage publizierte Urteil ist jedermann gegenüber gültig. Dieser 
Feststellungsprozeß kann mit einer Nichtigkeits-, Anfechtungs-, 
Ehetrennungs- oder Scheidungsklage verbunden werden: eine 
Ausnahme bildet allein der Fall unter b), denn wenn keine Ehe 
besteht, dann kann sie nicht für ungültig erklärt werden, auch 
kann man dieselbe nicht auflösen und die Parteien nicht von 
Tisch und Bett trennen. 

Puncto des im Feststellungsprozesse zu befolgenden Ver- 
fahrens sind die Regeln des Nichtigkeitsprozesses conform an- 
zuwenden. 

Ferner heben wir hervor, daß wenn im Prozesse der in 
seiner Handlungsfähigkeit behinderte Ehegatte eine Rolle spielt 
und wenn Vermögensansprüche geltend gemacht werden, auch 
der gesetzliche Vertreter in das Streitverfahren einbezogen 
werden muß. 

In Bezug auf die Einbringung der Klage haben der Königl. 
Staatsanwalt und die Ehegatten kein besonderes rechtliches 
Interesse nachzuweisen. Die Eheleute betreffend ist jener Um- 
stand, daß niemand an dem Bestand oder der Gültigkeit der Ehe 
Zweifel hegen soll, und den Königl. Staatsanwalt betreffend das 
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allgemeine Interesse, dessen Vertretung er übernommen hat, 
genügende Motivierung für die Erteilung des Klagrechtes. In 
Ansehung einer dritten Person muß aber der Nachweis des 
rechtlichen Interesses, ebenso wie im Nichtigkeitsprozesse, ge- 
liefert werden (Ehegesetz § 47). Doch dieses rechtliche Interesse 
ist nicht immer identisch mit dem in anderen vermögensrecht- 
lichen Prozessen erforderten rechtlichen Interesse. Denn im 
Ehef eststellungsprozesse ist nicht unbedingt eine vermögensrecht- 
liche Vorbedingung notwendig ; es kann auch ein anderes recht- 
liches Interesse im Spiele sein z. B. Legitimierung, 

Im Falle des Punktes b) sind die aus der Heirat etwa 
geborenen Kinder, respektive die zu deren Vertretung berech- 
tigten Personen vorzuladen, damit dieselben auch eine Influenz 
in dem Prozesse ausüben, da dessen Ausgang sowohl für ihre 
rechtliche Stellung als auch für ihre Rechtsverhältnisse von 
Wichtigkeit ist. 

B) Der Feststellungsprozeß, welcher nach Auflösung der 
Ehe angestrengt werden kann, ist, wie wir schon oben betont 
haben, kein Eheprozeß ; hier muß er daher nur wegen gehöriger 
Hervorhebung der Unterschiede behandelt werden. 

Eine ähnliche Klage kann zur Feststellung des Bestandes 
oder des Nichtbestandes der Ehe, oder zur Feststellung der 
Gültigkeit oder Ungültigkeit derselben jedermann anstrengen, 
wenn dies zur Sicherung seines Rechtsverhältnisses gegenüber 
dem Geklagten notwendig erscheint. Diese Klage wird nach 
den Normen der allgemeinen Civilprozeßordnung behandelt, 
unterscheidet sich dabei von den übrigen (vermögensrechtlichen) 
Feststellungsprozessen nicht im geringsten. ^ 

Dieser Prozeß kann sein: 

a) nebensächlich (incidentalis)^ wenn in einem anderen 
Civilprozesse die Frage der Gültigkeit oder des Bestandes der 
Ehe angeregt wird, damit nach deren Entscheidung der eigent- 
liche Gegenstand des prozessuellen Ausspruches zur richterlichen 
Austragung gelange: 

b) selbständig, wenn er mit besonderer Civilklage eingeleitet 
wurde. 
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Unzweifelhaft ist, daß man den Prozeß sub a) sowohl 
innerhalb des Rahmens des summarischen, als des schriftlichen 
Prozesses führen kann. Dafür aber gibt es keine Norm, daß 
der Prozeß sub b) unbedingt am Gerichtshofe eingebracht wer- 
den müßte. 

Unserer Ansicht gemäß ist das entscheidend, ob die Geltend- 
machung dqs zu „sichernden Rechtes" in den Wirkungskreis 
des Bezirksgerichtes oder des Gerichtshofes gehört? Demgemäß 
ist daher der Präjudizprozeß entweder bei dem Bezirksgerichte 
oder bei dem Civilgerichtshofe anzustrengen.^) 

Ein derartiger Feststellungsprozeß wie sub B) entsteht auch 
dann, wenn die Ehe im Laufe des Nichtigkeitsprozesses aufhört 
und die Erben oder irgend eine beliebige dritte Person, deren 
rechtliches Interesse tangiert ist, den Prozeß weiter führen. — 
Natürlich ist das indem aus dem Nichtigkeitsprozesse entstandenen 
Feststellungsprozesse erflossene Urteil nur von relativer Wirkung 
(Ehegesetz § 71). 

^achdem dieser Feststellungsprozeß auch in Verbindung 
mit anderen Prozessen seinen Verlauf haben kann, so kann 
darin auch das petitioniert werden, daß die aus der Ehe ge- 
borenen Kinder für illegitim erklärt werden ; in diesem- Falle 
hat aber die Klage auch auf das Kind ausgedehnt zu werden. 

Daß in diesem relativen Feststellungsprozesse dem Königl. 
Staatsanwälte keine Rolle zufällt, ist beinahe überflüssig zu 
erwähnen, da hier von der Wahrung eines Gemeininteresses 
keine Rede ist. 



1) Daß nur in einem vor dem Civilgerichte anhängig gemachten Prozesse 
diese Feststellung stattfinden kann, betonen wir hauptsächlich darum, weil 
laut des § 490 Punkt c des XXXIII. Gesetzartikels aus dem Jahre 1896 das 
Strafgericht die Ungültigkeit der Ehe nicht enunziieren kann. Dem jetzt 
angeführten § 490 wäre noch die Erklärung anzufügen, daß dem Strafgerichte 
nach Auflösung der Ehe auch nicht das Recht zusteht, den Bestand oder 
Nichtbestand der Ehe, noch auch deren Gültigkeit auszusprechen. Daß das 
Strafgericht auch während des Bestandes der Ehe das nicht tun kann, ist 
unzweifelhaft, da der Feststellungsprozeß eine Eheangelegenheit ist, in Ehe- 
angelegenheiten aber nur das Civilgericht urteilen kann (§ 53 Punkt c des 
LIV. Gesetzartikels aus dem Jahre 1868). 
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I. Kapitel. 

Die Nichtigkeit der Ehe. 
§ 2. Begriff der Nichtigkeit. 
Die Nichtigkeit als eherechtliche Kategorie hat die Be- 
deutung, daß dem Rechtsgeschäfte der Eheschließung ein derartig 
wesentliches Erfordernis abgeht, ohne welches die formell ein- 
gegangene Ehe, kraft des Gesetzes, vom Tage des Abschlusses 
an ungültig ist; doch hat diese Nullität auf Grund des Streit- 
verfahrens enunziiert zu werden, denn bis dies nicht erfolgt, 
besteht die Ehe zu Recht, ja sie kann sogar in einzelnen Fällen, 
mit nachträglicher Beseitigung des Erfordernisraangels, konvali- 
diert werden. 

Damit wir die Rechtsnatur der Nichtigkeit, femer deren 
Verhältnis zur nichtexistierenden, zur gültigen und zur anfecht- 
baren Ehe gehörig hervortreten lassen können, behandeln wir 
jeden einzelnen Begriffsbestandteil abgesondert, demzufolge 
werden wir 

1. von jenen Mängeln, welche die Nichtigkeit der ^Ehe- 
schließung verursachen oder von den Nichtigkeitsfällen, 

2. von der Rechtsnatur der Nichtigkeit, 

3. von der gerichtlichen Deklaration der Nichtigkeit, 

4. von dem Bestände der nichtigen Ehe bis zur Deklarierung 
von deren Ungültigkeit, und 

5. von den Fällen der nachträglichen Beseitigung der 
Nichtigkeit 

sprechen. 

Damit werden wir nun die Nichtigkeit als selbständige ehe- 
rechtliche Kategorie vollkommen würdigen, deren Rechtsfolgen 
werden wir aber darum erst nach Behandlung der Anfechtbar- 
keit besprechen, weil diese in beiden Fällen der Nichtigkeit 
mit einander identisch sind. 

1. Fälle der nichtigen Ehe. 
In den Kapiteln über die Ehehindernisse und über die 
Eheschließung haben wir schon hervorgehoben, daß vom Stand- 
punkte des wirksamen Schutzes der Rechtsinstitution der Ehe 
in einzelnen Fällen nicht gestattet werden kann, daß eine Ehe 
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zwischen gewissen Personen geschlossen wird, und wenn eine 
solche vom Standpunkte des allgemeinen Interesses unstatthafte 
Ehe dennoch eingegangen sein sollte, diese null und nichtig ist 
und unbedingt annulliert werdeu muß. 

Demzufolge entsteht eine nichtige Ehe in jenem Falle, wenn 
der Ehe von deren Gültigkeitserfordernissen diejenigen abgehen, 
deren Abgang das Gesetz als annullierende lösende Ehehinder- 
nisse erklärt hat. Die nichtige Ehe ist daher ein mangelhaftes 
Rechtsgeschäft, jedoch sind diese Mängel doch nicht so große, 
daß wegen derselben der erfolgte Abschluß für nichtbestehend 
angesehen werden müßte. Es liegen nämlich bei den nichtigen 
Ehen die sogenannten Existenzerfordernisse des Eheschlusses 
vor, denn, wenn auch diese nicht vorhanden wären, dann könnte 
von einer Ehe im Sinne des Ehegesetzes gar keine Rede mehr 
sein. Darum behaupten wir von der nichtigen Ehe, daß sie 
formell existiert, daß sie nach den Normen des Ehegesetzes 
geschlossen wurde und bis zur Enunziierung der Nullität auf- 
recht besteht. 

Wie es sich aus dem Vorgebrachten von selbst ergibt, deckt 
sich der Tatbestand der nichtigen Ehe mit dem Tatbestande des 
annullierenden Ehehindernisses, die erwähnten Hindernisse er- 
geben daher die Nichtigkeitsfälle. Demzufolge ist die Ehe 
nichtig, wenn dieselbe 

a) trotz Mangels der Geschäftsfähigkeit (Ehegesetz § 6), 

b) trotz Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft in gerader 
Linie (Ehegesetz § 11), 

c) trotz der bestehenden gültigen Ehe (Ehegesetz § 11), 

d) trotz der Nachstellungen gegen das Leben des Ehegatten 
(Ehegesetz § 13), 

e) trotz des Mangels der wesentlichen formellen Erforder- 
nisse der Eheschließung (Ehegesetz § 41), 

also trotz aller dieser annullierenden lösenden Ehehindernisse 
abgeschlossen wurde. ^) 



1) BezügUch des Nichtigkeitsfalles sub e) müssen wir aber bemerken, 
daß ein Nichtigkeitsprozeß ausgeschlossen ist, wenn die Parteien vor dem 
Civilbeamten die Eingehung der Ehe nicht deklarierten, oder, wenn sie dies 
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Alle diese Fälle werden durch das Gesetz taxative ange- 
führt (Ehegesetz §§ 41, 44 und 45), woraus der Schluß zu ziehen 
ist, daß die Ehe nie wegen anderer Erfordernismängel der 
Rechtshandlung annulliert werden kann, ferner daß die Ehe- 
schließenden dieser Erfordernisse sich nicht begeben und über 
dieselben nicht verfügen können, da es sich hier um ein kogentes 
Gebot des Gesetzes handelt ; die Tatsache, daß ein Erfordernis- 
mangel zu Tage getreten ist, stellt allein schon die Nichtigkeit 
fest und dife bona oder mala fldes der Parteien kann diese 
weder verursachen noch abwenden. 

Von dieser Regel macht dennoch das Gesetz eine Ausnahme. 
Im Falle sub Punkt e) ist nämlich die Ehe auch ferner gültig, 
wenn die wesentlichen Formalerfordernisse der Eheschließung 
wohl insofern verletzt worden sind, daß bei der Eheschließung 
nicht der Civilbeamte des betreffenden Bezirkes mitwirkte, 
sondern ein anderer und zwar der Civilbeamte des benachbarten 
Bezirks, welchen die öffentliche Meinung für einen im eigenen 
Bezirke wirkenden Civilbeamten hielt, vorausgesetzt, daß nicht 
beide Brautleute das Gegenteil wußten (Ehegesetz § 42). Die 
Ehe ist ja sogar auch dann gültig, wenn sie . nicht einmal vor 
dem Civilbeamten geschlossen wurde, jedoch der Betreffende 
von der öffentlichen Meinung nicht nur für einen Civilbeamten, 
sondern noch überdies für einen in seinem eigenen Bezirke 
funktionierenden Civilbeamten angesehen wurde und keines der 
Brautleute von dem Gegenteile auch nur einer von diesen Tat- 
sachen wußte. Beide facta betreffend ist daher das Vorhanden- 
sein einer diesbezüglichen öffentlichen Meinung und der bona 
fides wenigstens von Seiten eines der Brautleute notwendig, 
denn wenn bezüglich des ersten Faktums beide Erfordernisse 
nicht zugleich beisammen sind, so ist überhaupt keine Ehe 



auch taten, diese an eine Bedingung oder einen Zeitpunkt knüpften ; denn in 
diesem Falle, wie in dem Falle der §§ 8 und 19, gegenüber dem § 41 des 
Ehegesetzes liegt, wie wir schon hervorgehoben haben, der Fall einer Unehe 
vor, gegen diese braucht aber eine Nichtigkeitsklage nicht eingebracht zu 
werden, kann auch nicht eingebracht werden. In solchem Falle, wenn es 
zweifelhaft ist, ob eine Ehe zu Recht besteht oder nicht, ist ein Feststellungs- 
prozeß zu führen, über den im § 19 die Rede ist. 
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zustandie gekommen ; wenn aber betreffs des zweiten Faktums 
nicht beide Erfordernisse vorhanden sind, sondern nur eines, 
dann existiert wohl eine Ehe, doch diese ist nichtig. 

2. Die Kechtsnatur der Nichtigkeit. 

Der Grundcharakter der Nichtigkeit ist der, daß sie kraft 
des Gesetzes cogenter, ipso Jure, bedingungslos entsteht; ferner 
daß sie vom Momente der Eheschließung an vorhanden ist, 
unabhängig von Wissen und Wollen der Parteien; man kann 
darauf nicht verzichten; sie ist an keine Zeit gebunden, daher 
von jeder Verjährung ausgeschlossen, zufolgedessen sie wann 
immer und auch nach Auflösung der Ehe geltend gemacht 
werden kann. 

Hiervon ausgehend existiert wohl die nichtige Ehe, aber 
nur formell. Die Enunziation der Eheschließung war erfolgt, 
die Parteien wollten eine Ehe eingehen, haben diese auch ge- 
schlossen, doch ist dies alles in rechtlicher Hinsicht nur Schein, 
ist wohl durch die Aktion der kompetenten Behörde (durch die 
Eheregister) zu erweisen, ist auch wohl eine erwiesene Tatsache, 
doch wurde durch diese eine gültige Ehe nicht einmal für die 
Dauer einer Sekunde erzeugt, da eine derartige Gesetzesverletzung 
stattgefunden hat, welche die rechtliche Sanktion der Nichtig- 
keit nach sich zieht. 

3. Die gerichtliche Deklaration der Nichtigkeit. 

Aus der hier erörterten Rechtsnatur der nichtigen Ehe, 
welche mit der gemeinrechtlichen Nichtigkeit teilweise identisch 
ist, folgt gemäß dem strengen Rechte, daß nachdem das Band 
ipso Jure nichtig ist, die Eheleute ohne jede richterliche Inter- 
vention ihre Ehe auflösen und ihre Lebensgemeinschaft definitiv 
aufheben können, eine neue Ehe eingehen, demnach so handeln 
dürfen, als wenn sie nie Ehegatten gewesen wären. 

Das Ehegesetz zieht aber nicht diese gemeinrechtliche 
Konsequenz der Nichtigkeit, sondern disponiert derartig, daß 
die nichtige Ehe vor ihrer Auflösung nur dann für nichtig 
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angesehen werden kann, wenn die Nichtigkeit in einem Nich- 
tigkeitsprozesse ausgesprochen wurde (Ehegesetz § 46). Dieses 
Prinzip, welches die Konstatierung der Nichtigkeit in Bezug 
auf den Wirkungskreis konzentriert, mußte in Ansehung der 
Rechtsordnung zwecks Wahrung der Rechtssicherheit, zufolge 
der moralischen, politischen und sozialen Bedeutung der Ehe, 
das ist im allgemeinen Interesse, in das Gesetz inaitikuliert 
werden. Man kann nämlich nicht gestatten, daß die Gültigkeit 
oder Ungültigkeit einer solchen Ehe, die wohl nichtig ist, aber 
dennoch besteht, während ihres Bestandes wo immer, durch 
irgend jemandes Klage, möglicherweise auch öfter und zwar 
vielleicht mit konträren und widersprechenden Resultaten zum 
Prozeßgegenstand gemacht werde: denn aus einer derartigen 
Disposition des Gesetzes würde jede Gewähr für den erforder- 
lichen Schutz dieser Rechtsinstitution fehlen, auch würden aus 
den widersprechenden Entscheidungen Mißhelligkeiten und 
Rechtsverletzungen entstehen. Wenn daher das Rechtsinteresse 
jemandes erfordert, daß die nichtige Ehe für ungültig erklärt 
werde, muß derselbe erst einen besondern Nichtigkeitsprozeß 
{querela nullitatis) anstrengen und nur wenn in diesem Pro- 
zesse das Gericht mit absoluter Wirkung, welche also jedermann 
gegenüber geltend gemacht werden kann, vollständig rechts- 
kräftig die Nichtigkeit ausgesprochen hat, kann das betreffende 
Recht auf dem Wege einer Klage beansprucht werden, in 
welchem Prozesse die Nichtigkeit als einmal durch Urteil 
enunziierte Sache (res judicata) nicht mehr zum Gegenstande 
von Meinungsdifferenzen oder einer Entscheidung gemacht werden 
kann. 

Hieraus folgt, daß wenn einmal in einem Nichtigkeits- 
prozesse die Ungültigkeit ausgesprochen wurde, bezüglich der- 
selben Ehe ein neuer Nichtigkeitsprozeß weder angestrengt 
noch eine Erneuerung des ersten Prozesses statthaben kann. 
Im Falle eines abweisenden Endurteils aber kann der ab- 
gewiesene Teil, ja auch ein anderer Berechtigter, die Ungültig- 
keitserklärung mit neuer Klage anstreben. 

Schließlich wenn der frühere Ehegatte am Nichtigkeits- 
prozesse, welcher im Sinne des § 12 des Ehegesetzes eingeleitet 
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wurde, nicht Teil nahm, kann sich die Wirkung des abweisenden 
Urteiles auf ihn nicht ausdehnen.^) 

Die oben betonten wichtigen Betrachtungspunkte aber 
existieren nur so lange und sind nur so lange in Erwägung 
zu ziehen, bis die Ehe nicht aufgelöst wurde. Ist sie aber 
schon aufgelöst, dann muß es gestattet werden, daß wer immer, 
dessen Rechte hierbei tangiert sind, um die Enunziierung der 
Nichtigkeit einkomme, da ein solches Urteil ohnedies nur für 
die Prozeßteile wirksam ist ; femer können aus der aufgelösten 
Ehe keine neuen Rechte oder Rechtsverhältnisse mehr erstehen, 
demnach steht weder das allgemeine Interesse noch der Schutz 
der Ehe ferner auf dem Spiele, selbst in jenem Falle nicht, 
wenn das eine Urteil die nicht mehr existierende Ehe für gültig, 
das andere dieselbe für ungültig erklären würde. Diesen Stand- 
punkt nimmt auch der § 71 des Ehegesetzes ein; doch wir 
müssen mit Berücksichtigung des dunkeln Textes, mit welchem 
der Absatz 2 des § 46 ausgestattet ist, besonders betonen, daß 
die Auflösung der nichtigen Ehe allein nicht genügend deren 
Nichtigkeit konstatiert, sondern daß auch nach ihrer Auflösung 
eine derartige Ehe im Prozeßwege für ungültig erklärt werden 
muß, daß also ihre Ungültigkeit ebenso erwiesen werden muß, 
wie in dem während der Dauer der Ehe anstrengbaren Nichtig- 
keitsprozesse. 

Die Nichtigkeit kann nach Aufhebung der Ehe geltend 
gemacht werden: entweder in dem zu diesem Zwecke ein- 
geleiteten Feststellungsprozesse oder in irgend einem wegen 
des strittigen Rechtes angestrengten andern Civilprozesse, in 
beiden auch durch Exzeption : ja die Gültigkeit ein und derselben 
Ehe kann auch öfter zum Prozeßgegenstand gemacht werden. 
Wir müssen aber bemerken, daß nach Aufhebung der Ehe ein 



1) Diese eine Ausnahme ist von der absoluten Wirksamkeit der im 
Nichtigkeitsprozesse gefällten Urteile vorhanden und diese wurde darum im 
Gesetze vermerkt, denn wenn der Gerichtshof die zweite Ehe nicht für nichtig 
findet, bedeutet dies die Nichtigkeit der ersten Ehe, und wenn die Wirkung 
des Urteiles sich auch auf den früheren Ehegatten, der am Prozesse nicht 
teilgenommen, ausdehnen würde, wäre derselbe des Rechtes verlustig, die 
Nichtigkeit der zweiten Ehe in einem Prozesse nachzuweisen. 

Zeitschrift f. intern. Privat- u. öffentl. Recht. XIII. 2 
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Nichtigkeitsprozeß, oder ein derartiger Prozeß, in welchem die 
Nichtigkeit mit absoluter Wirksamkeit ausgesprochen werden 
könnte, nicht eingeleitet werden kann (Ehegesetz § 49). 

Das die Nichtigkeitsdeklaration enthaltende urteil, ohne 
Rücksicht darauf, ob dieses im Nichtigkeits- oder im Fest- 
stellungs- oder im Prozesse wegen Anerkennung des Anspruchs 
erflossen ist, ist teilweise nur deklarativer Wirkung, da es 
jene Nichtigkeit konstatiert, welche seit der Eheschließung 
kraft des Gesetzes vorhanden ist ; teilweise aber besitzt dasselbe 
.insofern eine konstitutive Kraft, als ohne die Tatsache der 
Urteilsfällung die Wirkungen der Nichtigkeit sich nicht ein- 
stellen können ; demnach kann eine Ehe nichtig sein und doch 
nicht für nichtig gehalten werden, auch können sich die Folgen 
der Nichtigkeit nicht einstellen, wenn die Nichtigkeit nicht 
in einem Urteile enunziiert wird. 

Nachdem aber das im Nichtigkeitsprozesse zu fällende Ur- 
teil, welches auf den Zeitpunkt der Eheschließung rückwirkt, 
mit absoluter Wirksamkeit die Ungültigkeit ausspricht, auf 
welche sich wer immer und wann immer berufen kann und 
eine abermalige Entscheidung der Frage nicht mehr stattfinden 
darf, so erfordert das allgemeine Interesse auch das, daß bei 
der Entstehung solcher Urteile alle Garantieen bezüglich dar- 
auf gewahrt werden, daß nur eine wirklich nichtige Ehe für 
nichtig erklärt werde. Demnach muß das Verfügungsrecht 
über das Schicksal des Nichtigkeitsprozesses der Willkür und 
dem Entscheidungsrechte der Parteien entzogen werden, denn 
sonst würden nichtige Ehen bestehen und unnichtige Ehen 
könnten für nichtig erklärt werden, was die Rechtssicherheit 
in ihren Fundamenten erschüttern würde. Darum macht sich 
ferner auch das Offizialitätsprinzip in den Nichtigkeitsprozessen 
geltend, was sich in folgendem äußert: Der Königliche Staats- 
anwalt ist berechtigt, den Nichtigkeitsprozeß einzuleiten, ferner 
ist jener Ehegatte hierzu berechtigt, der von dem Nichtigkeits- 
hindernisse wußte, auch haben hierzu rechtlich interessierte 
dritte Personen das Recht; zum Zwecke des Ausschlusses der 
Kollusion der Parteien besitzt der Richter einen ausgedehnten 
Wirkungskreis für Erhebungen; Kontumazurteile dürfen nicht 
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gefällt werden; die Abdikation oder der Rücktritt von der 
Klage heben das Klagerecht nicht auf; der Nichtigkeitsprozeß 
kann im Falle der Abweisung wieder eingeleitet werden; das 
Geständnis der Parteien für sich hat weder für noch wider 
die Nichtigkeit irgend eine Beweiskraft; schließlich hat der 
Königliche Staatsanwalt das Recht, auf den Prozeß eine Inge- 
renz auszuüben, ja die Berufung zu ergreifen auch dann, wenn 
er die Klage nicht selbst eingeleitet hat. Wie ersichtlich, ist 
demnach der Nichtigkeitsprozeß mit größeren Garantien als die 
übrigen ehelichen Prozesse versehen, während, wenn die Frage der 
Nichtigkeit, sei es als Hauptgegenstand des Prozesses, sei es 
inddenter in dem nach Aufhebung der Ehe eingeleiteten Fest- 
stellungsprozesse oder in einem anderen Civilprozesse ent- 
schieden wird, nur allein die Normen der allgemeinen Civil- 
prozeßordnung zu beobachten sind, und nichts zum Zwecke des 
Schutzes des Gemeininteresses geschieht, was auch daraus er- 
hellt, daß der Königliche Staatsanwalt weder ein Klagrecht 
noch ein Ingerenzrecht ausübt. 

4. Der Bestand der Ehe bis zur Enunziierung der 
Nichtigkeit. 

Nachdem auch die nichtige Ehe nicht früher für nichtig 
angesehen werden kann, als die Nichtigkeit gerichtlich fest- 
gestellt wurde, ist es unzweifelhaft, daß bis zu diesem Zeit- 
punkte die Ehe besteht, vorhanden ist und in ihrer äußeren 
Erscheinung von der gültigen Ehe nicht abweicht. Hiervon 
ausgehend sind auf diese Ehe alle jene Rechtsregeln an- 
zuwenden, welche im allgemeinen auf die existierenden Ehen 
Bezug haben. Dieses Prinzip hat aber folgende Ergebnisse: 

a) Die nichtige Ehe genießt erstens einen Rechtsschutz, bis 
sie nicht zu existieren aufgehört hat oder für ungültig erklärt 
wurde; demnach kann dieselbe nicht so behandelt werden, als 
wenn sie garnicht existieren würde. 

b) Auch in -diesem Falle ist zwischen beiden Parteien ein 
Eheband; folglich können sie keine neue Ehe eingehen, was 
das Ehegesetz derartig sichert, daß es die bestehende nichtige 

2* 
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Ehe als ein verbietendes Ehehindemis statuierte. (Ehe- 
gesetz § 21.) 

c) Auch aus dieser Ehe entspringen eheliche Rechte und 
Pflichten. Es besteht die Verpflichtung zur gegenseitigen 
Achtung, Hülfe und Unterstützung und zur Erfüllung des de- 
bitum conjugale so lange die Lebensgemeinschaft währt; 

d) ja, es entstehen sogar aus derselben eheliche Vermögens- 
rechte ; was die Ehegatten während der Dauer des Beisammen- 
lebens erwerben, wird gemeinschaftliches Eigentum der Ehe- 
gatten; der Gatte besitzt das Nutznießungsrecht an der Mitgift; 

e) es entspringt aus derselben väterliche Gewalt, 

f) und wenn dieselbe vor der Ungültigkeitserklärung auf- 
gelöst wurde, folgt daraus Erbrecht der Ehegatten und der 
Witwe, wie auch Witwenrecht; 

g) auch im Laufe des Nichtigkeitsprozesses muß dieselbe 
als eine vorhandene Ehe behandelt werden: es kann daher 
die Separation angeordnet und die Alimentation der Frau und 
der minderjährigen Kinder zugesprochen werden; der Frau 
müssen die ihr Eigentum bildenden Fahrnisse ausgefolgt und 
über die Unterbringung der minderjährigen Kinder müssen die 
notwendigen Verfügungen getroffen werden. 

Zu bemerken ist aber, daß dies alles provisorischen 
Charakters ist, das heißt, daß dies nur so lange gültig ist, bis 
nicht im Nichtigkeitsprozesse die Nichtigkeit rechtskräftig aus- 
gesprochen wurde, worauf dann alle Rechtsfolgen der Nichtigkeit, 
ja auch sogar des matrimonium non existens in Anwendung 
genommen werden müssen und zwar mit der bis zum Zeit- 
punkte der Eheschließung rückwirkenden Kraft. 

Die Folgen der Ungültigkeit werden wir später besprechen ; 
hier heben wir nur das hervor, daß das im Nichtigkeitsprozesse 
gefällte abweisende Urteil nicht soviel bedeutet, daß die Ehe gültig 
sei ; das heißt, es kann die noch nicht ausgesprochene Nichtigkeit 
durch einen Nichtigkeitsprozeß während des Bestandes der Ehe 
auch mehrere Male geltend gemacht werden; durch einen an- 
deren Prozeß auch nach Aufhebung der Ehe, weil die Wirkungs- 
kraft der im Gesetze wurzelnden Nichtigkeit eine ständige und 
nie verjährende ist; sie hängt wie ein Damoklesschwert über 
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den Köpfen der Eheleute und der rechtlich Interessierten, ja 
sogar über den Köpfen von deren Rechtsnachfolgern auch nach 
Aufhebung der Ehe, was wirklich eine große und vielleicht zu 
schwere Sanktion ist. 

5. Die Fälle der nachträglichen Anwendung der 

Nichtigkeit. 
Die Strenge des jetzt erwähnten Standpunktes, laut welcher 
die Nichtigkeit nie verjährt, wird durch das Gesetz derartig 
gemildert, daß es die nachträgliche Gutmachurig des Erforder- 
nismangels der nichtigen Ehe, mit anderen Worten die nach- 
trägliche Abwendung des vorhandenen trennenden Hindernisses 
in einzelnen Fällen gestattet. Die nachträgliche Abwendung 
der Nichtigkeit erleidet aber zwei Beschränkungen: 

a) sie kann nur in den im Gesetze bestimmten Fällen er- 
folgen ^) und 

b) auch in diesen Fällen nur so lange, als die Ehe besteht, 
also so lange, bis sie nicht aufgehoben oder für ungültig er- 
klärt wurde. 

Die Nichtigkeit hört nachträglich in drei Fällen auf: 

1. Wenn die Ehe im Sinne des § 41 des Ehegesetzes dar- 
um nichtig ist, weil die wesentlichen formalen Erfordernisse 
nicht eingehalten wurden, dann hört die Nichtigkeit ipso facto 
durch das einjährige Beisammensein auf, wenn ausschließlich 
nur jener Erfordernismangel obschwebte, daß nicht zwei Zeugen 
bei der Eheschließung zugegen waren, sondern nur einer oder 
gar keiner. Hier entfernen daher die Parteien selbst die 
Nichtigkeit durch die Haltungsweise, daß sie ihre Ehe für 
gültig geschlossen betrachtend als Gatte und Gattin wenig- 
stens ein Jahr beisammenleben. (Ehegesetz § 43.) 

2. Wenn eine handlungsunfähige Person die Ehe einging, ist 
die Ehe nicht nichtig, wenn dieselbe Person nach dem Aufhören 



1) Wenn die Ehe auf mehrere Nichtigkeits- und auch Anfechtungs- 
hindernisse stößt, ist es natürlich, daß nach Abwendung des einen Hindernisses 
das zweite verbleibt, oder es bleibt das Anfechtungshindernis und wenn das 
andere Nichtigkeitshindemis nicht zu eliminieren ist, oder wenn auf Grund des 
Anfechtungshindemisses eine Klage eingereicht wird, wird die Ehe ungültig. 
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der Handlungsunfähigkeit entweder ausgesprochen oder still- 
schweigend (z. B. durch das Zusammenleben) die Ehegültig- 
keit bestätigt. (Ehegesetz § 44)^). 

3. Die Ehe ist nicht nichtig, wenn jemand mit dem leib- 
lichen Abkömmling eines seiner Geschwister dieselbe ein- 
gegangen, der König aber nachträglich von diesem trennenden 
Hindernisse die Dispensation erteilt. (Ehegesetz § 45.) 2). 

Die . nachträgliche Abwendung der Nichtigkeit ist rück- 
wirkend bis zum Zeitpunkte der Eheschließung, daher wird 
die Ehe vom Beginn ab gültig, die Kinder sind gesetzliche 
ex tunc und die bestandene Nichtigkeit hat gar keine rechtlichen 
Folgen. 

§ 3. Der Nichtigkeitsprozeß. 

1. Aktorat. Bei Feststellung der Normen hat das Ehe- 
gesetz, wie wir schon oben ersehen haben, das Prinzip der 
Offizialität akzeptiert, dessen Ausfluß ist, daß der Königliche 
Staatsanwalt zum Zwecke des Gemeininteressenschutzes das 



1) Unwirksam ist die Bestätigung, wenn mittlerweile die Eheleute be- 
treffend das Hindernis des § 11 Punkt a) (Schwäger schaft in gerader Linie), 
des § 12 (bestehende unnichtige Ehe) oder des § 12 (Nachstellung gegen das 
Leben des Ehegatten) entstanden ist, auch dann noch, wenn dieses Ehe- 
hindernis zur Zeit der Bestätigung schon aufgehoben war. 

Ferner selbst wenn die aktionsfähig gewordene Person die Ehe an- 
erkannt hat, kann diese auf Grund der §§ 7 u. 8 des Ehegesetzes angefochten 
werden, da die Dispensation des Ministers für das unentwickelte Alter, die 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, der Eltern oder der Vormundschafts- 
behörde respektive deren Gutheißen bezüglich des Anfechtungshindemisses 
der Minderjährigkeit abgeht (vergl. Ehegesetz § 44, Absatz 4 n. 5). 

2) Die §§ 1323—1329 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches basieren 
auf abweichenden Grundprinzipien. Jene Regel der §§ 1324 und 1329, in 
deren Sinne ein zehn, — respektive ein wenigstens dreijähriges Beisammen- 
leben das Nichtigkeitsklagerecht quasi verjährt macht, ja sogar in einzelnen 
Fällen die Unehe durch dasselbe gültig wird, haben wir schon erwähnt. 
Eine wichtige Abweichung ist auch die, daß im Falle eines Gültigkeits- 
erfordernismangels nur dann ein Nichtigkeitsprozeß anzustrengen ist, wenn 
die Ehe in den Matrikularregistern verzeichnet ist, sonst kann selbe auch 
incidenter vorgebracht werden. Es ist eine Lücke des Gesetzes, daß bei der 
zweiten Lesung puncto des abweisenden Urteiles jene Disposition gestrichen 
wurde, daß deren Wirkung sich auf den am Prozesse nicht beteiligt gewese- 
nen früheren Ehegatten nicht erstreckt. 
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Klagerecht besitzt. Im Sinne des § 47 des Ehegesetzes können 
nämlich den Nichtigkeitsprozeß 

1. die Eheleute, 

2. der Königliche Staatsanwalt 
anstrengen, und 

3. jedermann, der den Nachweis liefert, daß von der 
Nichtigkeit der Ehe irgend ein ihn angehendes Rechtsinteresse 
tangiert ist. 

1. Von jener Rechtsnatur der Nichtigkeit, daß die Ehe in 
diesem Falle nicht bestehen darf, sondern vom Standpunkte des 
allgemeinen Interesses unbedingt für ungültig erklärt werden muß, 
folgt, daß sowohl der eine als der andere von den Ehegatten 
berechtigt ist, die Nichtigkeitsklage einzubringen, ob er schon von 
dem Nichtigkeitshindernisse wußte oder wissen konnte oder nicht. 

Wenn auch der Ehegatte in seiner Handlungsfähigkeit be- 
schränkt ist^), ist er doch klagefähig im Nichtigkeitsprozesse. 
Wenn aber der Ehegatte handlungsunfähig ist, oder im Laufe 
des Prozesses handlungsunfähig wird, hat ihn sein gesetzlicher 
Vertreter zu vertreten (vergl. § 48 des Ehegesetzes). 

Bezüglich des Klagerechtes des Königl. Staatsanwaltes haben 
wir zu bemerken, daß das Gesetz dem Königlichen Staatsanwälte 
eine Generalvollmacht zur Einbringung und Führung der Nichtig- 
keitsprozesse erteilt hat, ohne daß es den Inhalt der Vollmacht 
näher bestimmt oder dargelegt hätte. Das Gesetz lehnt sich an 
das Prinzip der Opportunität und der Königliche Staatsanwalt 
ist zur Einbringung der Nichtigkeitsklage berechtigt, aber nicht 
verpflichtet. Wir heben aber hervor, daß der Königliche Staats- 
anwalt nicht ein solches Recht zur Einbringung der Nichtig- 
keitsklagen oder zur Ausübung der Ingerenz im Nichtigkeits- 

1) Ehegesetz § 128 versteht unter Personen von heschränkter Hand- 
lungsunfähigkeit : 

a) solche Minderjährige, die im Sinne des § 127 des Ehegesetzes nicht 
handlungsfähig sind; 

b) diejenigen, deren Minderjährigkeit aus den mit den im Punkte b) 
des § 28 des XX. Gesetzartikels enthaltenen und mit diesen im Einklänge 
befindlichen Gründen verlängert wurde; 

c) diejenigen, die auf Grund des Punktes b) des § 28 des XX. Gesetz- 
artikels aus dem Jahre 1877 unter Kuratel stehen. 
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Prozesse besitzt, wie in den Strafangelegenheiten, denn er kann 
im Nichtigkeitsprozesse, ohne Unterschied ob als Kläger oder 
als Ingerent, nur so teilnehmen, wenn ihm der Justizminister 
hierzu in jedem einzelnen Falle besondere Weisung erteilt.^) 

3. Zum Klagerechte dritter Personen ist der Ausweis eines 
rechtlichen Interesses notwendig. Hier muß daher in erster 
Linie darüber entschieden werden, ob ein derartiges rechtliches 
Interesse vorliegt, welches von der Nichtigkeit der Ehe abhängt, 
und wenn der Kläger dies nicht nachweisen kann, kann in 



1) Hierüber verfügt die Justizministerialverordnung Z. 27241/1895, deren 
wichtigste Bestimmungen die folgenden sind: 

Bevor der Königliche Staatsanwalt den Nichtigkeits- oder Anfechtungs- 
prozeß (siehe weiter unten § 23) anstrengt, ist er verpflichtet, die notwendigen 
Dokumente (das ist den Ehematrikelauszug und das das letzte Beisammenwohnen 
der Parteien bezeugende Ortsgemeindezeugnis) zu beschaffen und dann dem 
Königlichen Ober-Staatsanwalt darüber einen amtlichen Bericht zu erstatten, 
in welchem Berichte der Staatsanwalt darzulegen hat, ob er die Einbringung 
der Klage für zweckmäßig findet oder (falls eines der Geschwister mit dem 
leiblichen Abkömmlinge eines der Geschwister eine Ehe einging, Ehegesetz 
§ 11 Punkt c), oder Unmündige eine Ehe geschlossen, Ehegesetz § 7) die 
Dispensation erteilt werden kann. Dasselbe Vorgehen ist auch dann zu be- 
obachten, wenn der Staatsanwalt es für zweckmäßig findet, seine Ingerenz 
in einem vor dem Gerichtshofe seines Distriktes durch einen anderen einge- 
brachten Nichtigkeitsprozesse auszuüben. — Der Königl. Oberstaatsanwalt 
unterbreitet auf Grund des staatsanwaltlichen Berichtes sein Gutachten über 
die Einleitung des Prozesses an das Justizministerium. — Der Königliche 
Staatsanwalt kann einen Nichtigkeitsprozeß nur infolge der Weisung des 
Justizministers einleiten und nur auf dieser Basis sein Ingerenzrecht ausüben. 
Die geschehene Erteilung der Instruktion muß daher bei der Prozeßinstanz 
nachgewiesen werden. Der Königl. Staatsanwalt hat über die Nichtigkeits- 
und Anfechtungsprozesse ein Register zu führen, in welches auch alle diejenigen 
Angelegenheiten eingetragen werden müssen, in welchen zum königlichen 
Oberstaatsanwälte eine Unterbreitung ging, sowie auch diejenigen, über deren 
Einbringung der Gerichtshof den Staatsanwalt verständigte. Auch muß er 
alljährlich im Jänner einen Ausweis über das vergangene Jahr in zwei Exem- 
plaren verfertigen, welchen er dem Oberstaatsanwälte unterbreitet, dieser aber 
hat ein Exemplar hiervon dem Justizministerium zu unterbreiten. Der Königl. 
Staatsanwalt genießt in dem von ihm eingebrachten Eheprozesse die Stempel- 
freiheit, hingegen sind die Geklagten zur Zahlung des ideellen Stempelbetrages 
verpflichtet; wenn aber der Königl. Staatsanwalt sachfällig wird, dann hat 
die Kosten der Geklagten das königliche Ärar zu bezahlen. 
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Angelegenheit der Nullität gar keine Entscheidung gefällt werden. 
Das Ehegesetz spricht nicht aus, wer die rechtlich Interessierten 
sein können, führt nur beispielsweise drei Fälle an und er- 
mächtigt zur Einbringung der Nichtigkeitsklage ganz besonders 

a) den früheren Ehegatten, auf Grund der mit ihm ge- 
schlossenen früheren Ehe, bis diese Ehe nicht aufgelöst wurde ; 

b) den späteren Ehegatten wegen der mit ihm geschlossenen 
früheren Ehe, bis diese Ehe nicht aufgelöst wurde; 

c) denjenigen, der bezüglich der Gültigkeit der späteren 
Ehe rechtlich interessiert ist (Ehegesetz § 47, 2. Absatz). 

Klar ist es, daß vermögensrechtliche, besonders Erbansprüche, 
ferner Ansprüche, welche auf die Feststellung des Status Bezug 
haben, z. B. Illegitimität, ein Klagerecht verleihen.^) 

Wenn der Berechtigten einer den Nichtigkeitsprozeß schon 
eingebracht hat, ist das Recht der übrigen infolgedessen erloschen, 



1) Für den Prozeß wegen Enunziierung der illegitimen Geburt haben 
wir gar keine gerichtüchen Bestimmungen. Die Praxis hat gemäß der be- 
sonderen Natur dieser Prozesse besondere Prözeßordnungsregeln entwickelt, 
die das Prinzip der Offizialität in das Verfahren einführten, deren Ausfluß 
die Revision ex offo ist; ferner bezüglich der Beweisführung, daß das Ge- 
ständnis der Mutter nicht für beweiskräftig angesehen werden kann; der 
Beweis durch den Eid kann nicht stattfinden in jenem Falle, wenn durch 
denselben ein Ehebruchsfaktum würde erwiesen werden; in mehreren FäUen 
wurde aber die Beweisführung durch den Eid des klägerischen Gatten ge- 
stattet ; schließlich daß in diesen Prozessen der § 111 des Gesetzartikels LIV 
aus dem Jahre 1868 nicht angewandt werden kann. In puncto der Beweis- 
führung ist die Kurie liberal in ihrem Urteile Z. 5318 ex 1876, welches auch auf 
dem Wege der logischen Folgerung für feststellbar fand, daß das Kind nicht 
vom Gatten stammt, da die Frau mit einem anderen Manne in einer an- 
deren Gemeinde in wilder Ehe lebte und keine Daten dafür vorhanden waren, 
daß die Eheleute zusammengekommen wären. Das Kurialurteil Z, 2717/1901 
(siehe B. 1901/42) statuiert, daß ein Haupteid nur dann anwendbar ist, wenn 
der Mann den Teilbeweis dafür erbracht hat, daß er nicht der Erzeuger der zu 
jUegitimierenden Kinder sei. Diese Klage wurde gegen die Mutter und gegen 
den Kurator der zu illegitimierenden Minderjährigen geführt, während im 
Sinne des Kurialurteiles Z. 5300/1898 die Klage nicht gegen den Kurator, 
sondern gegen die Mutter der zu illegitimierenden Kinder eingeleitet werden 
muß. Wenn um die Illegitimitätserklärung im Eheprozeßwege gebeten wird, 
hat den Minderjährigen ein durch den kompetenten Waisenstuhl zu bestellen- 
der Kurator zu vertreten. 
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oder richtiger, es bleibt das Klagerecht dieser letzteren so lange 
in Schwebe, bis das Schicksal des Prozesses entschieden ist, 
und, falls die Klage abgewiesen wird, können die übrigen Be- 
rechtigten ebenso wie der Kläger eine neue Klage einbringen. 

2. Person des Geklagten. Die Nichtigkeitsklage muß 
von einem Ehegatten gegen den anderen Ehegatten, beziehungs- 
weise im Falle von dessen Handlungsunfähigkeit, gegen dessen 
gesetzlichen Vertreter eingeleitet werden ; der Staatsanwalt oder 
ein Dritter hat aber beide Eheleute, beziehungsweise den gesetz- 
lichen Vertreter zu belangen. 

In Hinsicht der Klagefähigkeit ist das bezüglich des 
Aktorates oben Vorgebrachte auch hier maßgebend. 

Nachdem der Königl. Staatsanwalt, wenn er eine Klage 
einbringt, ebenso zur Partei wird, wie die übrigen, so ist es un- 
zweifelhaft, daß auch gegen ihn eine Gegenklage erhoben werden 
kann, aber nur in Bezug auf die Enunziierung der Nichtigkeit, 
was außerdem auch darum zu gestatten ist, weil der geklagte 
Ehegatte dem allgemeinen Interesse einen Dienst leistet, wenn 
er durch Erhebung einer Gegenklage die Enunziierung der Un- 
gültigkeit erleichtert. 

3. Andere Personen im Nichtigkeitsprozesse. Wenn 
nicht der Königl. Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage einbringt, 
muß ein Verteidiger der Ehe bestellt werden^); ferner kann auf 
den im Laufe sich befindenden Nichtigkeitsprozeß wer immer 
eine Ingerenz ausüben, der ein Klagerecht hätte. Schließlich 
müssen nach unserer Ansicht, wenn in der für nichtig zu er- 
klärenden Ehe Kinder erzeugt wurden, auch diese unbedingt in 
den Prozeß einbezogen werden und zwar die minderjährigen 
durch ihren gesetzlichen Vertreter.^) 

1) Kurialurteil Z. 3443/1879. Wenn der Staatsanwalt im FaUe einer 
Doppelehe infolge höherer Weisung einen Prozeß wegen der Nichtigerklärung 
der später geschlossenen Ehe einleitet, ist in solchen Prozessen die Bestellung 
eines Verteidigers der Ehe nicht notwendig. Identisch damit ist das Kurial- 
urteil Z. 1980 aus 1897. 

2) Falls der Königliche Staatsanwalt auf jener Basis eine Klage einreicht, 
daß die frühere Ehe nicht aufgehoben wurde, kann sich auch der frühere 
Ehegatte am Prozesse beteiligen und die Abweisung des Königlichen Staats- 
anwaltes petitionieren. 
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4. Termin der Einbringung der Nichtigkeits- 
klage. Hierauf bezüglich verfügt das Gesetz, daß eine solche 
Klage nur so lange eingereicht werden kann, bis die Ehe nicht 
erloschen ist (Ehegesetz § 49). Auf Grund der §§ 12 und 45 
des Ehegesetzes kann wegen Bigamie auch dann ein Nichtigkeits- 
prozeß eingebracht werden, wenn die erste Ehe schon aufgelöst 
ist, jedoch müßte dies nach Schließung des zweiten Ehebundes 
erfolgt sein, da sonst von einer Doppelehe keine Rede sein könnte. 

5. Der Gegenstand des Nichtigkeitsprozesses ist die Bitte 
um Ungültigerklärung der Ehe, welche sich auch auf mehrere 
Nichtigkeitshindernisse stützen kann. Die Nichtigkeitsklage 
kann verbunden werden mit Feststellungs-, Anfechtungs-, 
Trennungs- und Scheidungsklagen und dies alles kann auch 
durch Gegenklage geltend gemacht werden. Der Gerichtshof 
ist insofern an das Begehren der Parteien gebunden, als er 
im Nichtigkeitsprozesse nur auf Grund des trennenden Nichtig- 
keitshindernisses die Ungültigkeit aussprechen kann; wenn daher 
die Parteien es nicht verlangen, kann dieselbe auf Grund des 
Anfechtungshindernisses nicht ausgesprochen werden ; ferner 
kann der Gerichtshof weder den Bestand oder Nichtbestand, 
noch die Gültigkeit der Ehe feststellen ; er kann die Ehe nicht 
auflösen und kann die Ehegatten nicht von Tisch und Bett 
trennen, wenn auch der hierzu notwendige Tatbestand erwiesen 
werden könnte. Dies folgt einerseits aus jenem Grundprinzipe, 
daß der Richter nicht über den Antrag der Parteien hinaus 
gehen kann, andererseits aus der von einander abweichenden 
Rechtsnatur der erwähnten Eheprozesse. 

Die Parteien können aber ihr Klagebegehren ändern, wenn 
der in der Klage vorgebrachte Tatbestand und das neue Petitum 
eine rechtliche Basis besitzt und das Klagerecht bis zur Ein- 
gabe der Klage nicht verjährt ist. 

6. Zur Beweisführung ist derjenige verpflichtet, der 
die Nichtigkeitsklage oder Gegenklage erhoben hat, doch steht 
ihm hierin sehr wirksam der Gerichtshof zur Seite, welcher 
mit inquirierendem Wirkungskreise versehen ist. Ferner ist 
hier die* Beweisführung darum eine sehr leichte, da der Tat- 
bestand eines jeden Nichtigkeitshindernisses, die Erfordernisse 
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der formellen Gültigkeit angenommen, durch öffentliche Urkunden 
nachweisbar ist und die bona oder mala fides der Parteien 
nur vom Standpunkte der Stipulierung der Rechtsfolgen in 
Betracht kommt, doch kann auch diese hier aus den öffentlichen 
Urkunden leicht festgestellt werden. Auch über die Verjährung 
braucht nicht gestritten zu werden, denn die Nichtigkeitsklage 
kann so lange eingegeben werden, als die Ehe besteht. 

7. Die Prozeßbehörde ist verpflichtet, im Laufe des Nichtig- 
keitsprozesses die Separation von Tisch und Bett anzuordnen, 
wenn es die Parteien verlangen, wenn es der Staatsanwalt 
beantragt und auch ex offo (Ehegesetz § 72).^) Während der 
Zeit der Trennung von Tisch und Bett sind die Eheleute nicht 
zum Beisammenleben verpflichtet (Ehegesetz § 102); ferner bei 
Anordnung der Separation von Tisch und Bett verfügt der 
Gerichtshof ex offo über den Unterhalt und die Plazierung der 
gemeinsamen minderjährigen Kinder der Eheleute ; im Antrags- 
falle trifft der Gerichtshof auch Verfügungen über den Unterhalt 
der Frau und über die Ausfolgung der für die Frau notwendigen 
Gegenstände. Der Unterhalt der Frau wird entsprechend den 
Vermögens- und Erwerbsverhältnissen der Eheleute bestimmt, 
auch kann der Gatte hiervon befreit werden. Schließlich wird 
bemerkt, daß die Eltern auch während der Absonderung mit 
ihren Kindern verkehren und über die Erziehung derselben 
Kontrolle ausüben können. Den Modus des Verkehrs hat not- 
wendigen Falls die Vormundschaftsbehörde festzustellen, die im 
offenbaren Interesse der Kinder den Verkehr auch ganz unter- 
sagen kann (vergl. Ehegesetz §§ 102 — 103). 



1) Besonders notwendig ist die Anordnung der Separation in jenem 
FaUe, wenn das Beisammenleben mit öffentlichen Skandalen oder für den zur 
Betätigung seines Willens nicht fähigen Teil mit Gefahr verbunden ist; so 
bei Fällen der Blutschande und der Doppelehe. Diese Anordnung kann aber 
nicht erzwungen werden. Sztehlo (in seinem Verfahren Seite 22) führt den 
Nachweis, daß bezüglich der provisorischen Dispositionen, obwohl dieselben 
nur vermögensrechtlicher Natur sind, der gesetzliche Vertreter nicht in den 
Prozeß einbezogen werden kann, auch dann nicht, wenn ein Mangel des 
Selbstvertretungsrechtes vorliegt. Über die provisorischen Anordnungen und 
die Separation entscheidet der Gerichtshof in einem Dreiersenat und durch 
Urteil (Gesetzartikel X ex 1898 § 1 Punkt 1). 
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8. Übrigens wollen wir noch hervorheben, daß, wenn die 
Ehe vor dem Inslebentreten des Ehegesetzes geschlossen wurde, 
deren Gültigkeit auf Grund der früheren Rechtsnormen beurteilt 
werden muß. Solche Ehen können aber auf Grund solcher* 
trennenden Nichtigkeitshindernisse, welche das Ehegesetz als 
solche nicht anerkennt, nach dem Inslebentreten des Ehegesetzes 
nur dann für ungültig erklärt werden, wenn nach den früheren 
Rechtsnormen keine Dispensation möglich war. Der § 138 
enthält diese Disposition und es ist auffallend, daß trotz dieser 
Anordnung die Frage der Gültigkeit gewöhnlich im Sinne des 
Ehegesetzes entschieden wird. ^) 

Doch sind in diesen Prozessen auch jene formellen Normen 
anzuwenden, welche sich auf die Nichtigkeits- und Anfechtungs- 
prozesse beziehen, welche wir im Ehegesetze vorfinden, da der 
§ 138 die Regeln des Verfahrens unberührt läßt. 

9. Von der Wirksamkeit des im Nichtigkeitsprozesse ge- 
fällten Urteils haben wir schon gesprochen, hier heben wir 
nur noch hervor, daß in jenem Falle, wenn die Ehe im Laufe 
des Nichtigkeitsprozesses erlischt, der Prozeß einzustellen ist, 
jedoch haben die Parteien respektive deren Rechtsnachfolger 
das Recht, die Fortsetzung des Prozesses zu verlangen, in 
welchem Falle der Nichtigkeitsprozeß ein Feststellungsprozeß 
wird und das zu erbringende Urteil nur für die Parteien wirk- 
sam ist. 

n. Kapitel. 

Die Anfechtbarkeit der Ehe. 

§4. Der Begriff der Anfechtbarkeit. Die Anfecht- 
barkeit als ebenfalls selbständige eherechtliche Kategorie bedeutet, 
daß wohl ein gewisses wesentliches Erfordernis dem Rechtsge- 
schäfte der Eheschließung abgeht, die Ehe aber dennoch für gültig 
angesehen werden muß und nur dadurch ungültig wird, wenn 
sie der Berechtigte anficht : schließlich kann die Anfechtbarkeit 
in allen Fällen nachträglich abgewandt werden. 

Mit Bezug auf diese Begriffsbestimmung werden wir 

1. über die Fälle der Anfechtbarkeit, 

1) Zum Exempel: Kurie 85. 548. 680. und 58771 ex 1897 Civilsenat 
34. B. Z. 10. 
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2. über die Rechtsnatur der Anfechtbarkeit, 

3. über die richterliche Deklaration der Ungültigkeit, 

4. über die Gültigkeit der anfechtbaren Ehe bis zum Aus- 
spruche der Ungültigkeit und 

5. von der nachträglichen Abwendung der Anfechtbarkeit 
sprechen. 

Eine derartige Zergliederung des Stoffes in seine Elemente 
macht das Verhältnis der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit zu 
einander klarer und leichter verständlich. 

1. Fälle der Anfechtbarkeit. Die Ungültigkeit der 
nichtigen und anfechtbaren Ehen beruht auf jenem gemeinsamen 
Grundprinzipe, daß irgend ein Gültigkeitserfordernis der Ehe- 
schließung bei derselben außer acht gelassen wurde, jedoch die 
Existenzerfordernisse gewahrt wurden. Die Abweichung zeigt 
sich darin, daß der Tatbestand ein anderer bei der nichtigen 
und ein anderer bei der anfechtbaren Ehe ist, insofern als die 
Ehe nichtig wird, wenn Nichtigkeitshindernisse, und anfechtbar 
wird, wenn Anfechtungshindemisse vorhanden sind. 

Demzufolge ist die Ehe anfechtbar, wenn dieselbe trotz 
des Anfechtungshindernisses 

a) der Eheunmündigkeit (Ehegesetz § 7), 

b) der Minderjährigkeit (Ehegesetz § 8), 

c) des Zwanges (Ehegesetz § 53), 

d) des Irrtums (Ehegesetz § 54), 

e) der Täuschung (Ehegesetz § 55) 
geschlossen wurde. ^) 

Auf Grund eines anderweitigen Tatbestandes kann die Ehe 
nicht angefochten werden. 

2. In Bezug auf die Rechtsnatur der Anfechtbarkeit muß 
hervorgehoben werden, daß die Disposition des Gesetzes nicht 
kogent ist, demnach der Abgang der Gültigkeitserfordernisse 



1) Unsere früher geltend gewesenen konfessioneUen Ehegesetze haben 
die Distinktion „nichtig" und „anfechtbar" nicht gekannt. Denen gemäß ist 
die Ehe entweder nichtig (ungültig) oder gültig; die Nichtigkeit ist dann 
unbedingt oder bedingt, je nachdem das Hindernis ein solches des jus publicum 
oder ein privatrechtliches war. Das Ehegesetz setzte an die Stelle der be- 
dingungsweisen Nichtigkeit die Anfechtbarkeit. 
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die Ehe nicht ipso jure ungültig macht, sondern es ist hierzu 
eine entsprechende Willensäjußerung notwendig; ferner ist in 
den Fällen d — e die bona oder mala fides der Parteien ent- 
scheidend, denn wenn der zur Anfechtung berechtigte Teil mala 
fide handelte, das ist zur Zeit der Eheschließung vom Vor- 
handensein des Ehehindemisses Kenntnis hatte oder haben 
konnte, kann die Ehe nicht angefochten werden: schließlich 
kann jedes Anfechtungshindernis nachträglich beseitigt werden, 
hängt daher vom Willen der Parteien ab. Darum sagt man, 
daß die anfechtbare Ehe nur bedingungsweise ungültig ist 
gegenüber der unbedingten Ungültigkeit der nichtigen Ehe. 
Zur Ungültigkeit der anfechtbaren Ehe ist daher ein Anf echtungs- 
hindemis und eine gesetzliche Anfechtungshandlung von Seiten 
des Berechtigten notwendig; die nichtige Ehe ist aber allein 
schon durch das vorhandene Nichtigkeitshindernis ungültig. 

Dieser rechtliche Charakter entspringt aus den von ein- 
ander abweichenden Zwecken der beiden Gattungen der trennenden 
Hindernisse, denen gemäß die Nichtigkeitshindernisse das all- 
gemeine Interesse, die Anfechtungshindernisse aber in erster 
Linie das Privatinteresse der Parteien schützen: das heißt, 
beim Vorhandensein der ersteren ist das Gemeininteresse tangiert 
und die Ehe ist in ihrer Wurzel angegriffen, sodaß sie nicht 
bestehen kann, im letzteren Falle hat aber nur der Ehegatte 
eine Unbill erlitten, als er trotz des vorhandenen Ehehinder- 
nisses die Ehe einging ; von dieser Unbill kann die Partei nach 
ihrem eigenen Gutdünken entweder absehen, oder, wenn sie will, 
die Ungültigkeitserklärung anstreben.^) 



1) Eine Unbill erleidet der eheunmündige, respektive nicht großjährige 
Ehegatte beim Vorhandensein der Hindernisse sub a) und b), da er nicht jene 
körperliche und geistige Reife besitzt, welche zur Ehe notwendig ist; be- 
ziehungsweise er besitzt nicht die volle Willensfähigkeit. In diesen beiden 
Fällen ist bis zu einem gewissen Grade, wie wir unten sehen werden, auch 
das allgemeine Interesse tangiert. Beim Vorhandensein der Ehehindernisse 
sub c) — e) aber erleidet derjenige Ehegatte die Unbill, der gezwungen oder 
getäuscht wurde oder der sich irrte. Es ist aber auch das möglich, daß 
irgend ein Anfechtungshindemis bei beiden Eheleuten vorherrscht, besonders 
im Falle des Punktes f) des § 54 des Ehegesetzes, wo beide die Verletzten 
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Aus jenem Eechtscharakter der Anfechtbarkeit, daß die 
Ungültigkeit hier nicht ipso jure wirkt, folgt von selbst, daß 
die Ungültigkeit sich nur infolge der Willensäußerung des 
Berechtigten einstellt. Nachdem aber die anfechtbare Ehe 
gültig wird, wenn keine Anfechtung stattfindet, muß diese dem- 
gemäß auch bis zur erfolgten Anfechtung für gültig angesehen 
werden ; ja sogar da man den Ausgang des Anfechtungsprozesses 
im Vorhinein nicht wissen kann und weil das Anfechtungs- 
hindernis noch im Laufe des Prozesses abwendbar ist, ist jene 
Disposition des Ehegesetzes, laut dessen eine solche Ehe auch 
im Falle der Anfechtung vor dem Aufhören der Ehe so lange 
für gültig angesehen werden muß, bis dieselbe im Anfechtungs- 
prozesse für ungültig erklärt wird, eine ganz richtige (Ehe- 
gesetz § 67 Absatz 1). 

3. Die richterliche Deklaration der Ungültig- 
keit. Dieselben Motive, kraft welcher die bestehende, aber 
nichtige Ehe nur in dem diesem Zwecke dienenden Nichtigkeits- 
prozesse für ungültig erklärt werden kann, haben die Gesetz- 
gebung geleitet, als sie dies Prinzip auch auf die anfechtbaren 
Ehen in Anwendung brachte und auch die Deklaration der 
Nichtigkeit in Bezug auf den Wirkungskreis derartig konzen- 
trierte, daß man die Ungültigkeit nur im Anfechtungsprozesse 
vor dem Erlöschen der Ehe enunziieren kann. 



sind. Dieser Umstand ist darum von Bedeutung, weil der § 56 des Ehegesetzes 
nur der verletzten Partei das Klagerecht erteilt. 

In mancher Hinsicht greift auch der Standpunkt des Gemeininteresses 
in das Anfechtungshindernis der Eheunmündigkeit und der Minderjährigkeit 
ein. Denn es ist unbestreitbar, daß die zur Zeit der Eheunmündigkeit ge- 
schlossene Ehe, so lange der Gatte das Alter der Mündigkeit nicht erreicht 
hat, mit dem Zwecke der Ehe und dem allgemeinen Interesse im Widerspruche 
ist ; bei den Ehen der Minorennen ist aber der Standpunkt zu wahren, welchen 
die Familie diesbezüglich einzunehmen für gut findet. Darum kann die Ehe 
auch ex offo angefochten werden. Sobald aber der Ehegatte ehemündig 
respektive volljährig geworden ist (also durch das bloße fatale Zeitverstreichen), 
hört auch die Schädigung des Gemeininteresses auf ; darum ist jene Anordnung 
des Ehegesetzes (§ 69 letzter Absatz) sehr treffend, daß der Prozeß in solchem 
Falle auf den Ehegatten übergeht, dessen Belieben es überlassen ist, den 
Prozeß fortzusetzen oder nicht. 
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Anfechtungsprozesse können auch nur so lange geführt 
werden, als die Ehe nicht aufgehört hat, und ist auch das im 
Anfechtungsprozesse erbrachte Urteil jedermann gegenüber 
wirksam (Ehegesetz § 70). 

Wenn aber die Ehe aufgehört hat, dann kann man im 
Feststellungsprozesse oder in jenem Prozesse, welcher bezüglich 
des von der Ungültigkeit abhängenden Rechtes eingeleitet worden 
ist, also inddenter, sich auf die Ungültigkeit berufen, welche 
bei dieser Gelegenheit auch nachgewiesen werden muß. Nach- 
dem aber zur Anfechtbarkeit die Willensäußerung» der berech- 
tigten Person erforderlich ist, kann niemand selbst nach Auf- 
hebung der Ehe sich auf die Ungültigkeit berufen, wenn die 
Willensäußerung (entweder durch Überreichung der Anfechtungs- 
klage oder durch Anmeldung) nicht erfolgt ist. Also auch hier 
offenbart sich der zwischen der Nichtigkeit und der Anfecht- 
barkeit obwaltende wesentliche Unterschied, denn die Geltend- 
machung der Nichtigkeit ist nicht an eine solche Willensäußerung 
gebunden. Hieraus folgt, daß die rechtlich interessierte Person 
ihr von der Ungültigkeitserklärung der Ehe abhängiges Recht 
nicht geltend machen kann, wenn eine Anfechtungserklärung 
nicht stattgefunden hat. 

Die Wirkung des die Ungültigkeit aussprechenden Urteils 
ist ebenfalls insofern konstitutiv, als die Polgen der Ungültig- 
keit .sich nicht einstellen können, bevor das Urteil in Rechts- 
kraft getreten ist, und insofern deklarativ, als die Ungültigkeit 
nicht ein Ausfluß des Urteiles, sondern der in der Anfechtungs- 
klage oder Anmeldung zum Ausdrucke gebrachten Willens- 
äußerung ist. 

Von jener Rechtseigentümlichkeit der Anfechtbarkeit, laut 
welcher die Ungültigkeit von dem Willen der zur Anfechtung 
berechtigten Partei abhängt, folgt, daß die Anfechtungsklage 
oder Gegenklage bis zum Erlöschen der Ehe zurückgezogen 
werden kann (Ehegesetz § 68, 2. Absatz). Jener Umstand 
aber, daß bei der Anfechtungsklage vom Schutze des Gemein- 
interesses keine Rede ist, bringt es mit sich, daß hier das 
Prinzip der Offizialität nicht zur Geltung gelangt, und daß der 
Anfechtungsprozeß ganz nach den Normen des für die übrigen 

Zeitschrift f. intern. Privat- u. öffentl. Recht. Xin. 3 
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Eheprozesse gültigen Verfahrens abgewickelt wird: Die Ab- 
dikation oder der Widerruf der Klage hebt das Klagerecht der 
Partei auf, welches das Gesetz außerdem noch an einen Zeit- 
punkt knüpfte (Ehegesetz § 57), indem es dasselbe von der 
Verjährung nicht losband, wie das Nichtigkeitsklagerecht. 

Auf den relativen Charakter der bei der Anfechtbarkeit 
vorhandenen Ungültigkeit deutet noch das, daß in einzelnen 
Fällen nach Aufhebung der Ehe der Anfechtung überhaupt 
nicht Raum gegeben wird, während betreffs der nichtigen Ehe 
das Gesetz gAr keine ähnliche Beschränkung aufstellte. Eine 
Anfechtung ist aber ausgeschlossen, selbst wenn hierzu die 
Rechtsbasis vorhanden wäre: 

a) wenn die Ehe durch richterliche Auflösung oder durch eine 
auf Grund einer Toterklärung geschlossene neue Ehe aufgehört hat. 

b) wenn der eheunmündige, minderjährige, gezwungene, 
irrende oder getäuschte Ehegatte gestorben ist, schließlich 

c) wenn der für tot erklärte Ehegatte sich nach Abschluß 
der neuen Ehe als am Leben befindlich meldet, nachdem die 
Eheleute beim Abschlüsse der Heirat nicht wußten, daß der 
für tot gehaltene am Leben sei, und wenn dann der für tot ge- 
achtete später gestorben ist oder die neue Ehe erloschen ist. 
(Vergl. Ehegesetz § 61.) 

Wenn wir diese ausschließenden Fälle mit den Regeln der 
Anmeldung, als der nach Aufhebung der Ehe anwendbaren An- 
fechtungshandlung, vergleichen, wird ersichtlich, daß man 
die Ehe nach ihrer Auflösung nur in einem Falle anfechten 
kann, nämlich nur dann und zwar durch eine Anmeldung, 
wenn die Ehe durch den Tod der zur Anfechtung nicht be- 
rechtigten Partei aufhörte^), in jedem anderen Falle ist die 

1) Der erste Absatz des § 68 des Ehegesetzes ist dunkel und müßte 
eigentlich so lauten : „Die Anfechtung erfolgt mittels Klage, so lange die Ehe 
nicht aufgehoben ist; w«nn aber die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung^ 
nicht berechtigten Ehegatten aufhörte, wird der tiberlebende Ehegatte die Ehe 
mit einer an den Gerichtshof gerichteten Anmeldung anfechten." Eben dasselbe 
ordnet der § 1342 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches an; doch nach- 
weisbar ist, daß dies der eigentliche Sinn des Gesetzes ist, weil es auch kein 
anderer sein kann, wenn wir die §§ 61 und 68 mit einander vergleichen, wie 
dies im Texte zu lesen ist. 
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Anfechtung jedem Berechtigten, also auch dem Ehegatten, 
dem Königlichen Staatsanwalt und der Vormundschaftsbehörde 
gleichmäßig verwehrt. 

Wenn aber der hierzu Berechtigte die Anfechtungsklage 
überreichte und die Ehe dann aufhört, oder wenn nach ge- 
schehener Anmeldung auch der andere Ehegatte stirbt, kann 
die Ungültigkeit bedingungslos geltend gemacht werden und 
können die Rechtsnachfolger des Klägers den Prozeß 'fortsetzen, 
der auch hier zum Feststellungsprozeß wird; jede rechtlich in- 
teressierte Person kann einen besonderen Feststellungsprozeß 
einleiten, oder aber sie kann in einem zur Geltendmachung 
ihres Rechtes angestrengten Prozesse die Ungültigkeit erweisen, 
doch muß in solchen Fällen in erster Linie der Nachweis er- 
bracht werden, daß die Einreichung der Anfechtungsklage oder 
die Anmeldung rechtzeitig erfolgt ist. 

4. Die- Gültigkeit der Ehe bis zum Ausspruche 
der Ungültigkeit. Die nichtige Ehe kann bis zur erfolgten 
Enunziierung der Nichtigkeit nicht für nichtig angesehen werden, 
die anfechtbare Ehe aber muß bis zu diesem Zeitpunkte direkt 
für gültig angesehen werden : was soviel bedeutet, daß sie der- 
selben rechtlichen Fürsorge teilhaftig wird, als ob gar kein 
Anfechtungshindernis vorliegen würde, oder als ob der Bund 
gänzlich nach den im Gesetze enthaltenen Dispositionen erfolgt 
wäre. Demgemäß stellen sich hier alle personalrechtlichen 
und vermögensrechtlichen Folgen der gültigen Ehe ein und 
zwar bedingungslos; aber solange die Ehe anfechtbar ist, das 
ist bis zur Verjährung des Anfechtungsrechtes, ferner im Laufe 
des Anfechtungsprozesses, nur provisorisch, denn wenn die An- 
fechtung und auf Grund dieser die Ungültigkeitserklärung er- 
folgt, devolviert sich die gültige Ehe zur Unehe und zwar mit 
einer vom Zeitpunkte der Eheschließung beginnenden Wirkung ; 
das heißt es wird hier der rechtliche Charakter der Nichtigkeit 
und deren rechtliches Resultat identisch mit denen der nichti- 
gen Ehe. Daß das Ehegesetz die anfechtbare Ehe insolange, 
bis diese nicht für ungültig erklärt wurde, für bedingungslos 
gültig hält, erweist auch der Umstand, daß die bestehende an- 
fechtbare Ehe ein eben solches Nichtigkeitshindemis ist, als 

3* 
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die bestehende gültige Ehe (Ehegesetz §§ 12 und 45), während 
die nichtige Ehe nur ein abwehrendes Hindernis ist. (Ehe- 
gesetz § 21.) 

5. Die nachträgliche Abwendung der Anfecht- 
barkeit ist, wie wir es schon oben hervorgehoben haben, bei 
der anfechtbaren Ehe immer möglich, bei der nichtigen Ehe 
nur in einzelnen Fällen. Die Ungültigkeit wird nachträglich 
in folgender Weise entfernt: 

a) wenn die Ehe innerhalb der Anfechtungszeit, vor deren 
Ende nicht angefochten wurde; mit Ausnahme jenes Falles, 
welcher eine Anmeldung nach Aufhebung der Ehe gestattet; 

b) wenn der Berechtigte seinem Anfechtungsrechte entsagt oder 
seine Gegenklage vor "Fällung des Kurialurteiles zurückzieht ; ^) 

c) wenn der Justizminister vom Anfechtungshindemisse des 
eheunmündigen Alters nachträglich Dispensation erteilt, was 
entweder ex offo geschieht oder auf Ansuchen der Parteien so 
lange der Ehegatte das mündige Alter nicht erreicht hat (Ehe- 
gesetz §63); 2) 



1) Das Ehegesetz verfügt, in Ansehung der Ehegültigkeit, nichts über 
die Rechtswirkung der Zurückziehung der Anfechtungsklage oder derjenigen 
der Verzichtung auf das Anfechtungsrecht. Die Zurückziehung der An- 
fechtungsklage, welche laut der §§ 69 und 70 des LIV. Gesetzartikels aus 
dem Jahr 1868 mit der Niederlegung des Prozesses identisch ist, muß bezüglich 
der Gültigkeit der Ehe dieselbe Rechtswirkung besitzen, als der rechtskräftigen 
Abweisung der Anfechtungsklage innewohnt. In Ermangelung einer gegen- 
teiligen Disposition zieht die Niederlegung des Anfechtungsprozesses, so lange 
die Ehe nicht aufgehoben ist, die Erlöschung der Anfechtbarkeit nach sich. — 
Daß man auf das Anfechtungsrecht auch verzichten kann, folgt selbstredend 
daraus, daß das Anfechtungsrecht zum Schutze des Interesses der Parteien 
dient, demnach diese frei über dasselbe verfügen können. Die Wirkung der 
Verzichtleistung ist gleich mit der der nachträglichen Dispensation, Einwilligung, 
Gutheißung beziehungsweise Bestätigung, die auch die Erlöschung der Anfecht- 
barkeit nach sich zieht. 

2) Wenn das Anfechtungsrecht des Königlichen Staatsanwaltes erlosch, 
weil er die Anfechtungsklage nicht innerhalb der im § 57 des Ehegesetzes 
bestimmten Frist einbrachte, ist eine nachträgliche Dispensation nicht mehr 
notwendig, ja sogar nicht statthaft, wenn auch der Ehegatte das Mündigkeits- 
alter nicht erreicht hätte. Selbstverständlich aber kann der Ehegatte, wenn 
er das Mündigkeitsalter erreicht, die Ehe dennoch anfechten, wenn diese seinen 
Interessen nicht entspricht 
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d) wenn zu der von einem unter 20 Jahren alten Minder- 
jährigen gegen den § 8 des Ehegesetzes geknüpften Ehe der 
gesetzliche Vertreter, oder von den Eltern der hierzu Berechtigte, 
oder die Vormundschaftsbehörde nachträglich einwilligen, be- 
ziehungsweise die Vormundschaftsbehörde die erteilte Ein- 
willigung nachträglich gutheißt. Diese nachträgliche Remedur 
ist so lange gestattet, bis der Ehegatte seine Volljährigkeit 
erreicht hat, und auf deren Beurteilung hat jener Umstand 
keinen Einfluß, daß der Minderjährige mittlerweile seiij 
20. Lebensjahr zurückgelegt hat (Ehegesetz § 64) ; 

e) wenn der anfechtungsberechtigte Gatte nachträglich die 
Ehe gutheißt, welche Gutheißung aber nur dann wirksam ist, 
wenn der Ehegatte diese zu einer solchen Zeit ausspricht, zu 
welcher in Bezug auf ihn der Anfechtungstermin schon seinen 
Anfang genommen hat (Ehegesetz § 65 Absatz 1), demnach bei 
den trennenden Hindernissen des eheunmündigen Alters und 
der Minderjährigkeit nur der großjährig gewordene Ehegatte 
die Ehe gutheißen kann. Wenn aber die Gutheißung von 
Seiten des mündigen Ehegatten stattgefunden hat, kann er die 
Ehe darum, weil er sie entgegen den Bestimmungen des § 8 
des Ehegesetzes, das heißt ohne Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters, Elternteiles oder der Vormundschaftsbehörde, be- 
ziehungsweise ohne deren Gutheißung eingegangen ist, nicht 
anfechten (Ehegesetz § 56, letzter Absatz) ; ferner hebt die Gut- 
heißung der entgegen den Bestimmungen des § 8 des Ehegesetzes 
eingegangenen Ehe das Anfechtungsrecht der Vormundschafts- 
behörde nicht auf (Ehegesetz § 65, letzter Absatz). In diesem 
letzteren Falle kann der Ehegatte nur dann die Anfechtbarkeit 
abwenden, wenn er im Laufe des Prozesses großjährig wird 
und von dem auf ihn übergehenden Prozeß absteht (vergl. Ehe- 
gesetz § 56, Punkt b) und § 69, letzter Absatz). 

Die nachträgliche Gutheißung ist entweder eine ausdrück- 
liche oder stillschweigende. Ob die Fortsetzung des Beisammen- 
lebens eine Gutheißung sei oder nicht, muß nach den Umständen 
des gegebenen Falles beurteilt werden (Ehegesetz § 65, 2. Absatz). 

Zu bemerken ist noch, daß sowie die Anfechtung auch 
die Anerkennung das persönlichste Recht der Eheleute ist, 
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welches an ihrer Stelle der gesetzliche Vertreter nicht aus- 
üben kann. 

Die unter c — e angeführten nachträglichen ßemeduren 
finden aber nicht weiter statt, wenn die Ehe für ungültig er- 
klärt worden ist, oder die angefochtene Ehe aufgehoben wurde, 
oder aber wenn der überlebende Ehegatte diese durch Anmeldung 
angefochten hat (vergl. Ehegesetz § 66). 

Wenn keine Anfechtungsklage eingereicht wurde und die 
Ehe als unangefochtene Ehe aufhörte, ist keine nachträgliche 
Bestätigung, Dispensation, Einwilligung oder Gutheißung not- 
wendig, noch ist eine derartige nachträgliche Remedur statthaft, 
weil in solchen Fällen das Gesetz selbst das Anfechtungs- 
hindernis dadurch abwendet, daß es die Anfechtung ausschließt 
(Ehegesetz § 61); eine Ausnahme bildet natürlich der einzige 
Fall der Erklärung, der aber nur nach Aufhebung der Ehe 
eintreten kann. ^) 

§ 5. Die Anfechtungsklage und die Erklärung. 

Zur Geltendmachung der Anfechtung dienen zwei Mittel: 
die Anfechtungsklage und die Erklärung. Die erstere kann so 
lange angestrengt werden, als die Ehe besteht; die letztere ist 
nach Erlöschen der Ehe statthaft. (Ehegesetz § 68, 1. Absatz.) 

Der gemeinsame Charakter beider Anfechtungsarten ist 
der, daß die anfechtbare Ehe durch dieselben ungültig wird. 
Die Anfechtungserklärung besitzt daher eine konstitutive Kraft. 

Ungültig wird aber die Ehe 

1. durch die während des Bestandes der Ehe eingeleitete 
Anfechtungsklage + Ungültigkeitsurteil, 

2. durch Anfechtungsklage + Erlöschen der Ehe und 

3. Erlöschen der Ehe + Anfechtung mittelst Erklärung. 



1) Betreffs der Anfechtbarkeit nimmt das Ehegesetz mit dem deutschen 
Bürgerlichen Gesetzbuche denselben Standpunkt ein und weicht das deutsche 
Bürgerliche Gesetzbuch nur insofern ab, als dessen § 1341 ganz ausdrücklich 
die Wirkungen der Zurückziehung der Anfechtungsklage feststellt : „wird die 
Klage zurückgenommen, so ist die Anfechtung als nicht erfolgt anzusehen" ; 
dieselbe Eechtswirkung schreibt das Gesetz auch der nachträglichen Bestäti- 
gung und der Gutheißung des gesetzlichen Vertreters oder der Vormundschafts- 
behörde zu. 
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Von den dreierlei Invalidationen ist die erste von absoluter 
Wirkung nicht nur insofern, als das Urteil gegenüber jeder- 
mann wirksam ist, sondern auch insofern, als man die Un- 
gültigkeit der Ehe nicht mehr zum Gegenstande eines Streites 
oder Prozesses machen kann und auch nicht zu machen not- 
wendig hat; während in den anderen zwei Fällen wer immer 
und wo immer, also auch incidenter, sich auf die Ungültigkeit 
berufen und seine hiervon abhängigen Rechte geltend machen 
kann, aber die Ungültigkeit zu beweisen hat: also hier ist die 
Ungültigkeit nur eine prozeßrechtliche Vorbedingung zur Ein- 
leitung der Klage, während sie im ersteren Falle eine durch 
Urteil beendete Sache ist. 

I., Die Anfechtungsklage und die Erklärung unterscheiden 
sich übrigens von einander, weshalb wir dieselben abgesondert 
der Prüfung unterziehen müssen. 

Die Anfechtungsklage gleicht insofern dem Nichtigkeits- 
prozesse, als er während der Ehedauer das ausschließliche 
Mittel zur Erwirkung der Ungültigkeitserklärung ist, wenn 
daher Jemand vor dem Aufhören der Ehe ein von der Un- 
gültigkeit der Ehe abhängendes Recht geltend machen will, ist 
dies nur dann möglich, wenn früher die Ehe im Anfechtungs- 
prozesse für ungültig erklärt wurde. 

Doch in anderer Hinsicht sind wesentliche Divergenzen 
bei den beiderlei Ungültigkeitserklärungsprozessen wahrzu- 
nehmen : 

So hat die Anfechtungsklage nicht nur eine prozessuelle, 
sondern auch eine materielle Funktion, da dieselbe außer dem 
Petitum bezüglich der Vorladung auch die Anfechtungshandlung 
enthalten muß. 

Die Anfechtungsklage oder Gegenklage kann, wie wir es 
schon erwähnten, bis zur Fällung des Kurialurteiles oder bis 
zu dem Erlöschen der Ehe zurückgezogen werden ; der An- 
fechtungsprozeß ist unterbrochen und verliert seine Wirkung, 
wenn das Anfechtungshindernis nachträglich entfernt wird, 
endlich kann man auch auf das Anfechtungsrecht verzichten. 

Die zwischen den beiderlei Invalidationsprozessen bestehen- 
den Unterschiede sind aus Folgendem ersichtlich: 
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1. Aktorat. Nachdem durch die, trotz des obschweben- 
den Anfechtungshindernisses geschlossene Ehe nur der Ehe- 
gatte eine Schädigung erleidet, genießt nur der benachteiligte 
Gatte das Klagerecht. Nachdem aber bei den Hindernissen 
der Eheunmündigkeit und Minderjährigkeit auch das allge- 
meine Interesse bis zur Erreichung des mündigen Alters be- 
ziehungsweise der Großjährigkeit der Ehegatten teilweise ge- 
schädigt erscheint, mußte bis zum jetzt erwähnten Zeitpunkte 
auch dem Königlichen Staatsanwälte, der Vormundschafts- 
behörde, dem gesetzlichen Vertreter und auch den Eltern die 
Ausübung des Anfechtungsrechtes gestattet werden. Wir heben 
aber hervor, daß diese die Anfechtung nicht auf Grund 
ihres Rechtes, sondern im Interesse des Minderjährigen aus- 
üben und erlischt ihre Berechtigung zur Prozeßführung sofort, 
wenn der Ehegatte mündig oder großjährig wird, während der 
Nichtigkeitsprozeß, welcher das allgemeine Interesse schützt, 
wenn ihn auch der Königliche Staatsanwalt oder ein Dritter 
eingeleitet hat, nie auf den Ehegatten übergeht, der außerdem 
über den Nichtigkeitsprozeß garnicht verfügt, wenn er ihn 
auch selbst eingeleitet hat. 

a) Zur Anfechtung ist berechtigt im Falle einer durch den 
Eheunmündigen, entgegen den Bestimmungen des § 7 des Ehe- 
gesetzes, geschlossenen Ehe, so lange die Unmündigkeit des 
Ehegatten dauert, der kraft einer vom Justizminister erhalte- 
nen Vollmacht ingerierende Königliche Staatsanwalt, ferner der 
Ehegatte selbst. 

Aus dem Gesetzestexte (Ehegesetz § 56, Punkt a) erhellt, 
daß das Klagerecht des Königlichen Staatsanwaltes und des 
Ehegatten nicht konkurrent, sondern exekutiv ist ; daß während 
der Eheunmündigkeit nur der Königliche Staatsanwalt, im 
Mündigkeitsalter auf dieser Basis nur der Ehegatte die Ehe 
anfechten darf; ferner daß das Gesetz den anderen Ehegatten 
zur Anfechtung nicht berechtigt, wenn er zur Zeit der Ehe- 
schließung schon ehemündigen Alters war. 

Dem Königlichen Staatsanwälte kann die Vollmacht auch 
von Amtswegen erteilt werden, was durch die Verletzung des 
allgemeinen Interesses zu erklären ist; auch kann der Justiz- 
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minister von diesem Hindemisse von Amtswegen eine Dispen- 
sation erteilen (Ehegesetz § 63). ^) 

Den Anfechtungsprozeß kann einleiten: 

b) im Falle einer entgegen den Bestimmungen des § 8 
durch den Minderjährigen ohne Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters oder der Eltern oder der Yormundschaftsbehörde 
geschlossenen Ehe: der minderjährige Ehegatte, wenn er das 
Mündigkeitsalter erreicht hat und, so lange seine Minderjährig- 
keit währt, seine Waisenbehörde durch den Waisenfiskal, jedoch 
nur infolge einer Weisung des Ministers des Innern (Ehegesetz 
§ 56, Punkt b und 2. Absatz); femer innerhalb des für die 
Vormundschaftsbehörde bestimmten Termines der gesetzliche 
Vertreter und von den Eltern derjenige Teil, dessen Einwilligung 
zur Ehe noch abgängig ist (Ehegesetz § 59 1. Absatz). 2) 



1. Bei dem Anfechtungsrechte des Staatsanwaltes und der Yormund- 
schaftsbehörde macht sich auch das oben betonte Opportunitätsprinzip geltend. 
Für das Verfahren ist die nnter dem § 21 zitierte Jnstizministerialyerordnang 
Z. 38532/1895 maßgebend, aus welcher zugleich erhellt, daß der Königliche 
Staatsanwalt nicht auf Grund jedes Anfechtungshindemisses, sondern bloß 
auf Grund des eheunmündigen Alters eine Anfechtungsklage erheben kann, 
während er eine Nichtigkeitsklage auf Grund eines jedweden Nichtigkeits- 
hindemisses einzubringen berechtigt ist ; femer daß er im Anfechtungsprozesse 
nicht als Ingerent auftreten kann. 

2) Der Erlaß des Königl. ungarischen Ministers des Innern 26662/1896 
regelt das Verfahren bei den durch die Vormundschaftsbehörden anfechtbaren 
Ehen auf folgende Weise : „Wenn der Waisenstuhl von der auf den 
Bestimmungen des § 52 des XXXI. Gresetzartikels aus dem Jahre 1894 
basierenden Anfechtbarkeit entweder durch die Matrikular-Aufsichtsbehörde 
oder auf andere Weise amtliche Kenntnis erhalten hat, ist es seine Pflicht 
vor Allem festzustellen, ob im Sinne der §§ 64 und 66 des Ehegesetzes der 
gesetzliche Vertreter oder die Eltern nicht geneigt wären die nachträgliche 
Gutheißung zu gewähren, beziehungsweise ob sich die nachträgliche Ein- 
willigung oder Gutheißung der Vormundschaftsbehörde nicht nach Vernehmung 
der Interessenten für gewährbar erweist. Wenn die nachträgliche Einwilligung 
oder Gutheißung erteilt wird, muß dies der kompetenten Matrikularbehörde, 
d. h. derjenigen, welche bei dem Eheschlusse mitgewirkt hat, im Wege ihrer 
Aufsichtsbehörde mitgeteilt werden. Wenn aber der gesetzliche Vertreter oder 
die Eltern die nachträgliche Einwilligung nicht geben und auch die Vor- 
mundschaftsbehörde findet, daß die nachträgliche Erteilung der Einwilligung 
oder Gutheißung nicht gewährt werden kann, dann ist zu entscheiden, ob die 
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In diesem Falle ist das Anfechtungsrecht der Vormimd- 
schaftsbehörde vor dem vollendeten Mündigkeitsalter des anderen 
Ehegatten exklusiv, ja sogar in diesem Falle konkurriert mit 
ihm in der Anfechtung der Königliche Staatsanwalt, wenn der 
unmündige Ehegatte vom Justizministerium keine Dispensation 
erhielt. Soviel ist aber sicher, daß der Königliche Staatsanwalt 
auch in diesem Falle bloß auf Grund des Punktes a) des § 56, 
die Vormundschaftsbehörde dagegen nur auf Grund des Punktes b) 
des § 56 die Klage einreichen kann, und daß keine der Parteien 
beide Hindernisse als den Tatbestand der Anfechtung an- 
führen kann. 

Wenn aber der Minderjährige sein Mündigkeitsalter erreicht 
hat, kann sowohl er, als auch die Vormundschaftsbehörde die 
Ehe auf Grund des Punktes b) des § 56 anfechten; jedoch 
dauert das Anfechtungsrecht der Vormundschaftsbehörde nur 
während der Minderjährigkeit des Ehegatten. Auch in diesem 
Falle konkurrieren die Anfechtungsrechte und das Prävenire 
entscheidet, das heißt selbst auf Grund des Punktes b) des 
§ 56 können nicht zwei Anfechtungsprozesse eingeleitet werden. 

Zu bemerken ist, daß jener Ehegatte, der nach Erreichung 
seiner Mündigkeit die Ehe anerkennt, diese auf Grund des 
trennenden Ehehindernisses der Minderjährigkeit, also auf Grund 
des Punktes b) des § 56 nicht anfechten kann, selbst wenn er 
de facto entgegen den Bestimmungen des § 8 des Ehegesetzes 
die Ehe ohne Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, der 
Eltern oder der Vormundschaftsbehörde und ohne deren Gut- 
heißung geschlossen hätte. ^) 



Anfechtungsklage nicht von Amtswegen eingeleitet werden soll? Nachdem 
ich aber diese Frage von einem höheren, für das ganze Land einheitlich 
geltenden Standpunkte geregelt wissen will, richte ich an das Waisenamt die 
Aufforderung, es möge mir von Fall zu Fall ausführlichen Bericht erstatten 
und die Anfechtungsklage durch den Waisenanwalt im Sinne des Punktes b) 
des § 56 des Gesetzartikels XXXI aus dem Jahre 1894 nur auf Grund der 
von mir erteilten Instruktion einleiten lassen. 

1) Der letzte Absatz des § 56 des Ehegesetzes macht den Übelständen 
ein Ende, welche möglicherweise entstehen könnten, wenn der auf Grund des 
Punktes a) des § 56 zur Anfechtung berechtigte Ehegatte, welcher nach Er- 
langung seines mündigen Alters die Ehe gutheißt, die Ehe dennoch auf Grund 
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Das Anfechtungsrecht des gesetzlichen Vertreters oder eines 
Eltemteiles ist aber nur ein bedingtes, indem die Anfechtung 
ihre Wirkung verliert, wenn die Vormundschaftsbehörde dieselbe 
nicht drei Monate nach Erhalt der Verständigung sich zu eigen 
macht (Ehegesetz § 59, Absatz 2). Wenn aber die Vormund- 
schaftsbehörde der Anfechtung beitritt, hat dies dieselbe Wirkung, 
als wenn die Anfechtung von Seiten der Vormundschaftsbehörde 
erfolgt wäre. ^) Noch zu bemerken ist folgendes : wenn der gesetz- 
liche Vertreter oder ein Elternteil in die Ehe einwilligte, der 
andere Teil aber trotz der Notwendigkeit seiner Zustimmung 
im Sinne des § 8 des Ehegesetzes, dies verweigerte : in diesem 
Falle kann jener gesetzliche Vertreter oder jener Elternteil, 



des Punktes b) des § 56 noch ferner anfechten könnte. Diese Bestimmung 
ist eine sehr richtige, denn der Zweck der Gutheißung ist nicht nur der, ein 
konkretes Ehehindemis aufzuheben, sondern er ist im Allgemeinen darauf ge- 
richtet, die Gültigkeit einer Ehe zu bewahren. (Vergl. Entw. II, S. 116.) 

1) Dem gesetzlichen Vertreter und dem berechtigten Elternteile hat das 
Gesetz die bedingungsweise Anfechtungsberechtigung darum gewährt, daß der 
Schutz der Interessen des Minderjährigen je besser gesichert sei. Es ist 
nämlich möglich, daß die Anfechtungsbehörde nur verspätet von der Anfecht- 
barkeit amtliche Kenntnis erhält oder daß ein amtliches Versäumnis statt- 
findet, gegen welches wegen der Kürze der noch rückständigen Teilfrist auf 
ordentlichem, prozessuellem Wege keine Remedur mehr zu finden wäre. In 
solchen oder ähnlichen Fällen ist das Versäumnis der Yormundschaftsbehörde 
dem Minderjährigen nicht so nachteilig, wenn auch der gesetzliche Vertreter 
oder der berechtigte Elternteil die Anfechtungsklage erheben kann und die 
Vormundschaftsbehörde zur gehörigen Verteidigung der Interessen der Mino- 
rennen fernere drei Monate Zeit gewinnt. (Vergl. Entw. S. 130 — 131.) Es 
sagt aber weder der Entwurf, noch die in der 2. Anmerkung zitierte Ver- 
ordnung des Ministeriums des Innern etwas darüber, ob die Vormundschafts- 
behörde im Falle eines durch den gesetzlichen Vertreter oder die Eltern an- 
gestrengten Anfechtungsprozesses puncto der Sichzueigenmachung der Klage 
selbständig Beschluß fassen kann, oder aber erst die Meinung oder die In- 
struktion des Miiiisteriums des Innern einholen müsse. Ohne ausdrückliche 
diesbezügliche Disposition muß die Frage derartig gelöst werden, daß deren 
Erledigung nicht dem Wirkungskreise des Ministeriums des Innern angehört, 
obwohl unstreitig die Analogie des durch den Waisenanwalt anzustrengenden 
Anfechtungsprozesses und des durch den gesetzlichen Vertreter oder die Eltern 
angestrengten Prozesses am Tage liegt und es richtiger wäre, zum Zwecke 
eines gleichmäßigen Verfahrens, dem Minister des Innern das Entscheidungs- 
wort zu geben. 
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welcher der Ehe zustimmte, diese nicht wegen des Mangels der 
Einwilligung des andern oder wegen Mangels der vormundschafts- 
behördlichen Genehmigung, beziehungsweise Gutheißung an- 
fechten. 

c) Im Falle der §§ 53 — 55 des Ehegesetzes kann die Ehe 
durch den gezwungenen, irrenden oder getäuschten Gatten an- 
gefochten werden (Ehegesetz Punkt e) des § 56). 

Diese Disposition entspricht sowohl dem Standpunkte der 
in Wirksamkeit gewesenen konfessionellen Kirchenrechte, als 
auch demjenigen der ausländischen Gesetzgebung. 

Selbstverständlich ist es, daß wenn diese Ehehindemisse 
beiden Eheleuten gegenüber vorhanden sind, so besonders im 
Falle der unter Punkt f) des § 54 angeführten Art des Irrtums 
beide Eheleute das Anfechtungsrecht haben, da beide als ge- 
schädigte Personen zu betrachten sind. ^) 

2. Gegen wen richtet sich die Klage? Wenn der 
Königliche Staatsanwalt oder der Waisenfiskal den Anfechtungs- 
prozeß einleitet, muß dieser gegen beide Eheleute oder deren 
gesetzlichen Vertreter gerichtet sein ; wenn aber die Einleitung 
von Seiten des berechtigten Ehegatten erfolgt, muß dieser gegen 
den anderen Ehegatten oder dessen gesetzlichen Vertreter ein- 
gebracht werden, auch dann, wenn beide Eheleute das Aktorats- 
recht besäßen. 

Wenn der Geklagte eine Gegenklage erhebt, ist bezüglich 
des Klagerechtes das unter dem Aktorate Vorgebrachte maß- 
gebend, da die Gegenklage prozeßrechtlich von gleicher Wirkung 
wie die Klage ist. 

Es gilt die Regel, daß seine Ehe nur der Ehegatte selbst 
anfechten kann und daß dem gesetzlichen Vertreter dieses Recht 
nicht zusteht.^) Darum sagen wir, daß die Anfechtung das 

1) In Hinsicht des Punktes f) des § 54 hebt dies auch der Entivurf 
hervor (Band II Seite 126). Ebenso Curie 2448/1897 Dezisionenarchiv Band 9 
Seite 250. 

2) Der erste Absatz des § 69 lautet: ^Der Ehegatte kann seine Ehe 
nur selbst anfechten. Dieses Recht steht dem gesetzlichen Vertreter nicht 
zu." Diese Verfügung im Gegensatze zu Aliena a) b) des § 58 kann sich 
nur auf die Anhängigkeit des Prozesses beziehen und spricht nicht von der 
Anfechtbarkeit. 
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persönlichste Recht ist.^) Diese Beschränkung statuiert aber 
das Gesetz nur bezüglich des Klägers, woraus folgt, daß den 
Geklagten, wenn es notwendig ist, auch im Anfechtungsprozesse 
sein gesetzlicher Vertreter vertreten kann.^) 

Der in seiner Handlungsfähigkeit beschränkte Ehegatte ist 
im Anfechtungsprozesse prozeßfähig (Ehegesetz § 69). 

Auf die handlungsunfähigen Eheleute können die Regeln 
der gesetzlichen Vertretung nicht in Anwendung kommen. 

Es ist noch zu bemerken, daß jene Frau, die entgegen 
den Bestimmungen des § 8 des Ehegesetzes eine Ehe einging, 
in der Anwendung der auf die Anfechtung der Ehe Bezug 
habenden Normen bis zum vollendeten 24. Lebensjahre derselben 
Behandlung unterliegt wie die Minderjährigen. In diesem Falle 
kann daher die Ehe durch die Vormundschaftsbehörde auf Grund 
des Punktes b) des § 56, durch den gesetzlichen Vertreter aber 
oder durch einen Elternteil auf Grund des § 59 angefochten 
werden. Diese Norm ist im Interesse des Schutzes der Frau 
statuiert worden, damit sie der gleichen Behandlung wie minder- 
jährige Männer teilhaftig werde. 

Als gesetzlicher Vertreter hat in solchem Falle auch femer 
nur Derjenige betrachtet zu werden, der bei der Eheschließung 
in dieser Eigenschaft fungierte. — Dasselbe ist auch die Vor- 
mundschaftsbehörde betreffend der Fall (Ehegesetz § 129). 

Den Königlichen Staatsanwalt legitimiert die Instruktion 
des Justizministers, den Waisenfiskal der Auftrag der Vormund- 
schaftsbehörde und die Vollmacht des Ministeriums des Innern 
zur Einleitung der Anfechtungsklage. Es muß daher die In- 
struktion, beziehungsweise der Auftrag und die Vollmacht der 
Klage beigefaltet werden. 

Wenn der Ehegatte im Falle der entgegen den Bestimmungen 
des § 7 des Ehegesetzes geschlossenen Ehe im Laufe des durch 
den Königlichen Staatsanwalt eingeleiteten Prozesses seine 



1) Vergl. Entwurf 90 — 94. Hieraus folgt, daß der Erbe oder der Kurator 
die Klage nicht zurückziehen kann, während die Partei sie widerrufen könnte. 
Nur jene Beschränkung lastet auf den Widerruf, daß nach Aufhebung der 
Ehe auch die Partei nicht mehr Klage erheben kann. 

2) Siehe Entwurf II, 147, 148. 



Digitized by VjOOQIC 



46 I^r. Franz Raffay, 

Mündigkeit erreicht, oder wenn er im Falle der entgegen den 
Bestimmungen des § 8 des Ehegesetzes geschlossenen Ehe, im 
Läufe des durch die Vormundschaftsbehörde angestrengten Pro- 
zesses großjährig wird, so übergeht der Prozeß in demselben 
Stadium, in welchem er sich eben befindet, auf ihn (Ehegesetz 
§ 69). Dieselbe Norm ist auch dann anzuwenden, wenn der 
Ehegatte im Laufe des durch den gesetzlichen Vertreter oder 
einen Elternteil eingeleiteten Anfechtungsprozesses großjährig 
wird, ob nun die Vormundschaftsbehörde seinen Prozeß sich 
zu eigen machte oder nicht. 

Nachdem weder der Königliche Staatsanwalt noch der 
Waisenfiskal auf Grund jedes Anfechtungshindernisses den An- 
fechtungsprozeß einleiten kann, ist es unzweifelhaft, daß man 
wider dieselben keine Anfechtungsgegenklage erheben kann, 
doch kann auch in einem derartigen Prozesse wider den 
Königlichen Staatsanwalt eine Nichtigkeitsgegenklage erhoben 
werden, da die Nichtigkeitsgegenklage hier dem allgemeinen 
Interesse dient, über welches zu wachen im Sinne des Gesetzes 
der Königliche Staatsanwalt berufen ist. 

3. Andere Personen im Anfechtungsprozesse. 
Laut unserer bestehenden gerichtlichen Praxis muß in jedem 
vom Ehegatten eingeleiteten Anfechtungsprozesse ein Verteidiger 
der Ehe bestellt werden; ferner nachdem die Prozeßfähigkeit 
der Personen von beschränkter Handlungsfähigkeit sich nur 
auf die Anfechtung der Ehe oder deren Verteidigung bezieht, 
muß, wenn im Anfechtungsprozesse über die gesetzliche oder 
ungesetzliche Geburt des Minderjährigen geurteilt werden soll, 
auch deren gesetzlicher Vertreter in den Prozeß einbezogen 
werden. 

4. Bezüglich des Termins der Einleitung eines Anfechtungs- 
prozesses ist die allgemeine Regel die, daß nach Aufhebung 
der Ehe ein solcher Prozeß nicht statthaft ist. 

Der Termin der Anfechtung ist ein Jahr (Ehegesetz § 57 
1. Absatz). Für die Ausübung des^ Anfechtungsrechtes hat das 
Gesetz einen kurzen Präklusivtermin bestimmt und hierdurch 
dieses Recht — entgegen dem Nichtigkeitsklagerechte — der 
Verjährung unterworfen, aus dem Grunde, weil es sowohl mit dem 
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allgemeinen als auch mit dem Privatinteresse im Widerspruche 
stände, wenn in Beziehung auf die Gültigkeit der Ehe eine 
längere Zeit hindurch Ungewißheit herrschen würde. In 
solchen Fällen, wenn die Anfechtung der Ehe ausschließ- 
lich vom Willen der Ehegatten abhängt, kann es auch vom 
moralischen Standpunkte nicht gebilligt werden, daß der andere 
Eheteil durch eine länger währende ungewisse Situation auf 
Grund des Gesetzes zur Erfüllung seiner ehelichen Pflichten 
gezwungen werde. Die zeitliche Beschränkung der Ausübung 
des Anfechtungsrechtes ist keine Verkürzung des zur - An- 
fechtung berechtigten Ehegatten, da man aus dem resultatlosen 
Verstreichen des Termines mit Recht den Schluß ziehen kann, 
daß er die Ehe nicht anfechten will^). 

Der Anfechtungstermin muß aber für die verschiedenen 
Berechtigten verschieden berechnet werden, demnach es möglich 
ist, daß bei Konkurrenz des Anfechtungsrechtes (wie z. B. im 
Falle des Punktes b) des § 56 zwischen dem mündig geworde- 
nen Ehegatten, der Vormundschaftsbehörde, dem gesetzlichen 
Vertreter und den Eltern) die Ehe bis zu einem gewissen Zeit- 
punkte anfechtbar wird, z. B. weil der Ehegatte schon sein 
mündiges Alter erreichte, und für ihn das Jahr noch nicht ab- 
gelaufen ist ; wenn dieses Jahr abgelaufen ist und die Vormund- 
schaftsbehörde, der gesetzliche Vertreter oder die Eltern von 
der Anfechtbarkeit noch nichts wissen, kann die Ehe nicht 
angefochten werden, doch sie wird wieder bis zur Erlangung 
der Großjährigkeit des Ehegatten anfechtbar, wenn die Vor- 
mnndschaftsbehörde, der gesetzliche Vertreter oder die Eltern 
später von dem Tatbestande der Anfechtbarkeit Kenntnis er- 
halten. 

Der einjährige Anfechtungstermin muß folgendermaßen be- 
rechnet werden: 

a) Im Falle einer entgegen den Bestimmungen des § 7, 
daher durch einen Eheunmündigen ohne justizministerliche Dis- 
pensation geschlossenen Ehe für den Königlichen Staatsanwalt 

1) Vergl. Entwurf II, 126—127. Die betreffs der Ehetrennung einge- 
brachte Klage unterbricht die für die Anfechtung der Ehe festgesetzte Ver- 
jährungsfrist nicht. 
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von jenem Tage angefangen, an welchem ihm die Anfechtbarkeit 
der Ehe zur amtlichen Kenntnis gelangte, für den Ehegatten 
von jenem Tage angefangen, an welchem er ehemündig wurde 
(Ehegesetz § 17 Punkt a). 

b) Im Falle der entgegen den Bestimmungen des § 8 des 
Ehegesetzes durch den Minderjährigen ohne Einwilligung be- 
ziehungsweise Gutheißung der Eltern, des gesetzlichen Ver- 
treters oder der Vormundschaftsbehörde eingegangenen Ehe in 
Bezug auf die Vprmundschaftsbehörde von jenem Tage an- 
gefangen, an welchem sie von der Eheschließung amtliche 
Kenntniß erhielt : in Bezug auf den Ehegatten von jenem Tage 
angefangen, an welchem er die Ehe einging, wenn er aber 
damals noch eheunmündigen Alters war, von jenem Tage, an 
welchem er sein Mündigkeitsalter erreicht hat. (siehe Ehe- 
gesetz § 57 Punkt a). 

Im Interesse des Bestandes der Ehe (in favorem ma- 
trimonii) statuiert das Gesetz, daß in jenem Falle, wenn der 
gesetzliche Vertreter oder jener Elternteil, dessen Einwilligung 
zur Ausschließung der Anfechtung genügend ist, vor der amt- 
lichen Benachrichtigung der Vormundschaftsbehörde Kenntnis 
erhielt, das Jahr an dem Tage beginnt, an welchem der gesetz- 
liche Vertreter oder ein Elternteil die Kenntnis erhielt. Wenn 
aber der nachträgliehe Konsens Beider notwendig ist und die 
Kenntnis an verschiedenen Tagen entstand, ist der Termin vom 
Tage der späteren Kenntnisnahme zu berechnen; endlich wenn 
der gesetzliche Vertreter oder die Eltern von dem trennenden 
Hindernisse der Minderjährigkeit damals Kenntnis erhielten, 
als noch kein gesetzlicher Vertreter oder berechtigter Eltern- 
teil vorhanden war, nimmt der einjährige Termin an jenem 
Tage seinen Anfang, an welchem er gesetzlicher Vertreter 
oder zur Einwilligung berechtigter Elternteil wurde. (Ehe- 
gesetz § 58.) 

Diese Ausnahme vom Punkte b) des § 57 wird darum vom 
Gesetze gestattet, damit es die Dauerder Ungewißheit betreffs 
der Gültigkeit der Ehe auch dadurch abkürze. So wird es 
dann möglich, daß die Vormundschaftsbehörde ihres Anfechtungs- 
rechtes verlustig wird, wenn sie nämlich erst nach Ablauf 
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eines nach obigen Bestimmungen von der Kenntnisnahme des 
gesetzlichen Vertreters oder Elternteiles an zu berechnenden 
Jahres von dem Anfechtungshindernis, welches in den Bestim- 
mungen des § 8 des Ehegesetzes angeführt ist, Kenntnis erlangt. 
— Eine Ausnahme bildet natürlich jener Fall, wenn zu der 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters oder des Eltemteiles 
auch der vormundschaftliche Konsens notwendig ist, da dann 
das Jahr in Bezug auf die Vormundschaftsbehörde an jenem 
Ta^e beginnt, an welchem sie von der Anfechtbarkeit amtliche 
Kenntnis erhielt ; das heißt, damals — während der Minorenni- 
tätsdauer — ist das Anfechtungsrecht der Vormundschafts- 
behörde nicht ausgeschlossen, trotzdem ein Jahr seit der 
Kenntnisnahme von Seiten des gesetzlichen Vertreters oder der 
Eltern schon verstrichen ist. Diese Ausnahmsstatuierung ist 
darum notwendig, damit das Kontrollsrecht der Vormundschafts- 
behörde nicht vereitelt werde in solchem Falle, wenn ohne ihre 
Gutheißung, dem Gesetze entsprechend, das Interesse des 
Minderjährigen nicht gehörig geschützt erscheint. 

c) Im Falle von Zwang, Irrtum oder Täuschung (Ehegesetz 
§ 53 — 55) ist die einjährige Anfechtungsfrist von jenem Tage 
an zu rechnen, an welchem der Ehegatte vom Zwange befreit 
wurde, oder den Irrtum oder aber die Täuschung erkannt hat 
(Ehegesetz § 57, Punkt c). 

Diese Anordnung wird von der Judikatur in liberalem 
Sinne ausgelegt, besonders in Anbetracht dessen, wann der 
beleidigte Ehegatte den Irrtum oder die Täuschung erkannt 
haben mag. Eine ständig gewordene Praxis ist es, daß die 
Jahresfrist nicht nur vom Tage des Erkennen des Irrtumes 
oder der Täuschung, sondern auch von jenem. Tage gerechnet 
werden kann, an welchem der geschädigte Teil die Lebens- 
gemeinschaft in Folge des Anfechtungshindernisses abgebrochen 
hat. ^) Ferner wurden auch solche Urteile gefällt, welche das 
Klagerecht anerkannten, obwohl die Klägerin ihre Klage erst 
drei Jahre nach Abschluß der Ehe einreichte, indem das Urteil 



1) Curie 6407/1900 Jogtudomdnyi Közlöny 1901/17, identisch: Curie 
6407/1901 Jog. 1901/9. 
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jene auf den Begriff der weiblichen Unschuld gegründete Mo- 
tivierung der Klägerin für wahr annahm, daß sie die eigentliche 
Natur der ehelichen Verpflichtung und die diesbezügliche ün- 
tauglichkeit ihres Mannes dazu erst später, nicht lange vor der 
Eingabe der Klage erkannt habe. ^) Es existiert auch ein solcher 
Beschluß, welcher die zur Einreichung der Anfechtungsklage 
bestimmte Zeitfrist von jenem Zeitpunkte rechnet, an welchem 
die Impotenz des Beklagten in dem vor dem Gerichtshofe ge- 
führten Ungültigkeitsprozesse erst nach wiederholter ärztlicher 
Untersuchung beider Eheleute durch medizinische Sachverständige 
in erster und zweiter Instanz festgestellt wurde, weil die Klägerin 
erst da eine jeden Zweifel ausschließende Kenntnis darüber 
erhielt, daß der Geklagte zur Erfüllung der ehelichen Ver- 
pflichtung schon bei der Eheschließung und ständig unfähig war, 
trotzdem sie daraus, daß der Gatte während ihres Beisammen- 
lebens das deMtum conjugale nicht erfüllte, auf die Impotenz 
ihres Gatten folgern konnte (Curie 7183/1900). 

Schließlich heben wir noch hervor, daß die einjährige 
Anfechtungsfrist in ihrem Laufe unterbrochen wird und pausiert, 
wenn der Ehegatte in der Einbringung der Anfechtungsklage 
durch Gewalt oder Handlungsunfähigkeit gehindert wird. Diese 
Bestimmung muß entsprechender Weise in Anwendung kommen, 
wenn der zur nachträglichen Einwilligung berechtigte gesetz- 
liche Vertreter oder die Eltern in der Verständigung der Vor- 
mundschaftsbehörde behindert sind (Ehegesetz § 60). 

5. Im Sinne der bei uns herrschenden richterlichen Praxis 
muß infolge der Anfechtungsklage vor der Tagfahrt eine Ver- 
söhnung der Eheleute versucht werden, mit Ausnahme jener 
Anfechtungsprozesse, welche der Königliche Staatsanwalt oder 
die Vormundschaftsbehörde anstrengt. 

6. Puncto des Gegenstandes des Anfechtungsprozesses, der 
Beweisführung, der geltendmachbaren vermögensrechtlichen An- 
sprüche, der Anordnung der Separation von Tisch und Bett 
und der einschlägigen Verfügungen, der Anwendung des Rechtes 
und der Wirkung des Urteils, wie auch des Feststellungs- 



1) Curie 2030/1901 Jogtudomänyi Közlöny 1901/42. 
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Prozesses: ist das beim Nichtigkeitsprozesse (§ 21 V — X) Vor- 
gebrachte entsprechend anzuwenden. 

n. Die Erklärung, als zweites Anfechtungsmittel/) dient 
eigentlich zur Konstatierung dessen, daß der anmeldende 
Ehegatte die schon aufgelöste Ehe für ungültig hält und 
anficht. Auf Grund der Erklärung, welcher, wie wir es 
schon oben darlegten, nur in einem Falle Raum gegeben wird, 



1) Diese Erklärung, welche aus dem deutschen Entwürfe übernommen 
wurde, ist eine ganz neue Institution unseres Rechtes und ist das hinsichtlich 
ihrer Erhebung zu befolgende Verfahren noch nicht geregelt. Auch hat die 
Gerichtspraxis es noch nicht festgestellt, ob selbe durch ein Gesuch oder durch 
Klage bewerkstelligt werden muß, und was die Erklärung zu enthalten hat. 
Jedoch kann eine derartige Geltendmachung nicht für eine Klage angesehen 
werden, da doch gegen den andern Ehegatten, also den Einzigen, dem die 
Rolle des Geklagten zufallen würde, als mittlerweile Gestorbenen keine Klage 
gerichtet werden kann. Der § 72 des 1894 er Gesetzentwurfes für das Ver- 
fahren in Eheangelegenheiten verfügte wohl über die Erklärung, doch faßte 
er deren Wesen irrig auf, da er verfügt, daß die Erklärung auch dem ge- 
wesenen Ehegatten zugestellt werden soll, während dieser doch nicht mehr 
am Leben ist. Der Civilprozeßordnungsentwurf beschäftigt sich mit der Er- 
klärung nicht, weshalb wir die Aufnahme des folgenden neuen Paragraphen 
empfohlen haben: „Die auf den Bestimmungen des § 68 des Ehegesetzes be- 
ruhende Erklärung hat mittelst Gesuchseingabe zu erfolgen, wobei der Nach- 
weis erbracht werden muß, daß die Ehe zu Recht bestand und mit dem Tode 
des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten ein Ende nahm; ferner hat 
das Gesuch jene Enunziation des Gesuchstellers zu enthalten, daß er die Ehe 
für ungültig betrachtet wissen will. Das Gesuch muß auch die Nennung der 
Erben nebst dem Nachweis dessen, daß sie tatsächlich die Erben des Ehegatten 
sind, enthalten. Die Erklärung hat bei der im Sinne des § 670 kompetenten 
Gerichtsbehörde zu erfolgen. Der Gerichtshof hat über die Erklärung durch 
Bescheid zu beschließen und, wenn er diese für begründet findet, sie einfach 
zur Kenntnis zu nehmen und die erfolgte Erklärung dem kompetenten staat- 
lichen Matrikelamte, dem Nachlaßgerichte des verstorbenen Ehegatten und 
dessen Erben zur Kenntnis zu bringen. Wenn unbekannte Erben vorhanden 
sind, muß für dieselben gleichzeitig ohne Anspruchnahme des Kundmachungs- 
verfahrens ein Kurator bestellt werden. Jener Umstand, daß die Erklärung 
etwa an einer inkompetenten Gerichtsstelle erfolgte, oder daß ein inkompetentes 
Nachlaßgericht verständigt wurde, oder daß die Verständigung eines Erben 
unterblieb, macht die Erklärung nicht unwirksam. (Vergl. vom Verfasser 
dieses Werkes: „Bemerkungen zum XI. Titel des Civilprozeßordnungsgesetz- 
entwurfes", Seite 60.) 

4* 
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wenn nämlich die Ehe durch den Tod des nichtberechtigten 
Ehegatten aufhörte, spricht das Gericht nicht die Ungültigkeit 
aus, weil die Erklärung nur eine Anfechtungserklärung ist, 
ein Rechtsvorbehalt, eine Rechtssicherung, eine Vorbedingung 
des Prozesses, darauf bezüglich, daß sowohl der Anmelder als 
jedweder andere, der von der Ungültigkeitserklärung der Ehe 
abhängige Rechte besitzt, in einem besonderen Peststellungs- 
prozesse oder in dem wegen Anerkennung seines Anspruches 
eingeleiteten Prozesse, also auch incidenter die Ungültigkeits- 
erklärung aussprechen lassen kann. Die Erklärung schafft eine 
besondere prozeßrechtliche Möglichkeit, teilweise gibt sie ein 
Klagerecht dazu, daß infolge der Klage des Anmelders oder 
der rechtlich Interessierten die gerichtliche Peststellung der 
Ungültigkeit oder die Anerkennung von deren Rechtsfolgen 
erwirkt werden kann. Im Rahmen des anhängig zu machenden 
Prozesses muß dann untersucht werden, ob eine berechtigte 
Person zur richtigen Zeit und am richtigen Orte die Erklärung 
gemacht und es hat auch der Nachweis erbracht zu werden, 
daß die Ehe, auf welche die Erklärung Bezug hatte, tatsächlich 
ungültig war. 

Die Erklärung ist unwiderrufbar (Ehegesetz § 68), jedoch 
anfechtbar, wenn die Person, welche die Erklärung machte, 
z. B. geisteskrank war. 

In Verbindung mit der Erklärung hat die Partei auch die 
Erben des verstorbenen Ehegatten nachzuweisen, weil der 
Königliche Gerichtshof sowohl diese, wie auch das Nachlaß- 
gericht und den kompetenten staatlichen Matrikelführer von der 
erfolgten Anfechtung verständigt. 

Der Gerichtshof beraumt infolge der Erklärung keine Tag- 
fahrt an, sondern nimmt die Erklärung, wenn sie diese für 
motiviert findet, ganz einfach zur Kenntnis.^) 

Der Termin der Erklärung ist ebenfalls ein Jahr, welches 
zu Gunsten des Anmelders gemäß den Bestimmungen des 



1) Der Königliche Gerichtshof fäUt seinen Beschluß im Sinne des § L 
des X. Gesetzartikels aus dem Jahre 1898 in einem Dreiersenat. 
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Punktes c) des § 57 und des § 60 des Ehegesetzes zu rechnen 
ist.^) 

in. Kapitel. 

Rechtliche Folgen der Eheungültigkeit. 
§ 6. Die Rechtswirkung der Ungültigkeit und 
die vermeintliche (putative) Ehe. Mag nun die Ehe 
nichtig oder anfechtbar sein, und es wird entweder die Nichtig- 
keit oder die Anfechtbarkeit geltend gemacht, so hat die Un- 
gültigkeit dieselben Rechtsfolgen, da die ungültige Ehe so 
angesehen werden muß, als wenn sie garnicht eingegangen 
worden wäre (Ehegesetz §§ 46 und 66, Absatz 2): die Ehe 
wird ein matrimonium non existens. Hieraus folgt, daß 
jene Regeln, die wir als auf die Unehe Bezug habend schon 
entwickelt haben, sich auch auf die ungültigen Ehen beziehen, 
und zwar mit rückwirkender Kraft bis zum Zeitpunkte des 
Abschlusses derselben. Zwischen der Nichtexistenz, ferner 
zwischen der geltend gemachten Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
ist also bezüglich der Rechtsfolgen prinzipiell kein Unterschied 
vorhanden, nur stellen sich die Rechtswirkungen bei den 
letzteren Ehen später ein, aber dann ex tunc: nämlich das 
Ehegesetz privilegierte die geltend gemachte Nichtigkeit und 



1) Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch verfügt in vieler Hinsicht 
puncto des Anfechtungsprozesses in anderer Weise. So ist laut des § 1339 
eine sechsmonatliche Anfechtungsfrist. Der § 1340 hinwider enthält jene 
richtige Verfügung, daß, wenn der gesetzliche Vertreter des Ehegatten die 
Ehe nicht rechtzeitig angefochten hat, der Ehegatte nach Erlangung seiner 
Geschäftsfähigkeit die Ehe ebenso angreifen kann, als wenn er nie einen 
gesetzlichen Vertreter besessen hätte. Im Sinne des § 1432 ist die Erklärung 
in öffentlich beglaubigter Form bei dem Nachlaßgerichte abzugeben, welches 
diese sowohl demjenigen mitteilen soll, welcher im Falle der Gültigkeit der 
Ehe, als auch demjenigen, welcher im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des 
verstorbenen Ehegatten ist. Jedermann kann in die Erklärung Einsicht 
nehmen, der ein rechtliches Interesse glaubhaft macht. Die Ehe kann nur 
durch den geschädigten Teil angefochten werden, demnach also auch hier 
das gemeingesetzliche negotium clatidicans in die Anfechtbarkeit eingekeilt 
ist. Doch das Ehegesetz weicht von der gemeinrechtlichen Anfechtbarkeit 
auch darin ab, daß es auch dem Extraneus (Königl. Staatsanwalt, Vormund- 
schaftsbehörde, gesetzlichen Vertreter, Eltemteil) ein Klagerecht einräumt, 
was im deutschen Bürgerlichen Gesetzbuche nicht enthalten ist. 
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Anfechtbarkeit bis zum Zeitpunkte der Geltendmachung und 
erteilte ihnen provisorisch die Rechtsfolgen der Ehe. 

Die Ungültigkeitserklärung hat demnach in mancher Hin- 
sicht eine konstitutive Kraft, insoferne sich die Rechtswirkungen 
der Ungültigkeit nicht früher einstellen können. Die geltend 
gemachte Nichtigkeit und Anfechtbarkeit ist- eigentlich von 
späterer Entstehung, während die Nichtexistenz eine vom An- 
fange an bestehende gemeinrechtliche Nullität ist. Aber nur 
bezüglich des Zeitpunktes ihres Entstehens ist eine Differenz 
zwischen ihnen, da sie inhaltlich in Hinsicht der Wirkung mit 
einander dann einig sind, wenn die ehegesetzliche Ungültigkeit 
schon eingetreten ist. 

Zufolge der Ungültigkeitserklärung hört die bevorrechtete 
Stellung der nichtigen und anfechtbaren Ehen auf und zwar 
nicht nur für die Zukunft, sondern auch für die Vergangenheit. 

Für die in der Zukunft noch entstehenden Rechtsverhält- 
nisse und für die infolge der Nichtexistenz der Ehe entstandene 
rechtliche Lage ist es leicht, billig und gerecht, die Rechts- 
folgen der Unehe anzuwenden ; aus jenen erwächst für niemand 
ein Nachteil, denn nun ist es sicher, daß die Ehe nicht zu 
Recht besteht; es ist nicht notwendig, ja es ist nicht möglich 
die Eheleute oder das Verhältnis, auf welches ihr etwaiges 
ferneres Zusammenleben basiert, weiter in Schutz zu nehmen, 
auch die mit ihnen kontrahierenden dritten Personen nicht, selbst 
wenn diese vielleicht keine Ahnung von der Nichtexistenz der Ehe 
haben. Das jus strictum muß zur Anwendung gelangen, da 
keine gesetzliche Ehe zwischen den Parteien zu Recht besteht. 

Schwieriger und manchmal auch ungerechter wäre es, für 
die Vergangenheit die Normen der nicht existierenden Ehe 
immer strikt anzuwenden. Schwieriger, da hieraus eine Un- 
masse von Verwickelungen entstünde, wenn wir die erworbenen 
Rechte und die bona fides nicht respektieren. Ungerecht wäre 
aber in vielen Fällen dieses Verfahren, da das Gesetz selbst 
statuiert, daß die nichtige Ehe nicht für nichtig und die anfecht- 
bare Ehe geradezu für gültig angesehen werden muß, so lange 
keine Ungültigkeitserklärung erfolgt ist; es würden daher die dem 
Gesetze vertrauenden Parteien bestraft werden, wenn wir die 
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Norraen der Nichtexistenz der Ehe vom Zeitpunkte der Ehe- 
schließung angefangen bedingungslos in Anwendung komraenließen. 

Das Ehegesetz zieht für die Zukunft unbedingt die Konse- 
quenzen der Nichtexistenz, das ist, die Ungültigkeit ist absolut und 
besteht gegenüber jedermann zu Recht, ob derselbe davon unter- 
richtet ist oder nicht und zwar vom Zeitpunkte der rechtskräftigen 
Enunziation der Ungültigkeit angefangen. Hieraus folgt, daß die 
Frau den Namen und den Rang ihres Mannes nicht weiter besitzt, 
daß eheliche Vermögensrechte, aus der Ehe folgende vermögens- 
rechtliche und gesetzliche Erbansprüche unter ihnen nicht ent- 
stehe» können, wenn sie auch das Beisammenleben fortsetzen. 

Aber betreffs der Vergangenheit, respektive der Zeit vom 
Zeitpunkte des Eheschlusses bis zur rechtskräftigen Enunziation 
der Ungültigkeit stellt sich auch das ungarische Privatrecht 
nicht auf so strengen Standpunkt. Bei der Entscheidung der 
Frage, und zwar sowohl zum Vorteile der Eheleute, als auch 
der mit ihnen kontrahierenden dritten Personen, nimmt es die 
hona oder mala fides als Ausgangspunkt an, und wendet gegen- 
über der bona fide handelnden Person die Rechtsfolgen der 
gültigen Ehe an. Dieser Standpunkt ist richtig und entspricht 
eigentlich in Hinsicht der Entscheidung über die Ungültigkeit 
der Rechtsgeschäfte jener bestehenden allgemeinen Regel, laut 
welcher die Ungültigkeit bei jedem mangelhaften Rechtsgeschäfte 
nur den tnala fide handelnden Vertragsteil schädigt. — 

Aus diesem Grundprinzipe stellen sich die Rechtswirkungen 
der Eheungültigkeit für die Vergangenheit und für die in der 
Vergangenheit entstandenen Rechtsverhältnisse nur dann ein, 
wenn eine mala fides vorhanden ist. Wenn jeder Ehegatte 
zur Zeit der Eheschließung es wußte, daß ein trennendes Ehe- 
hindernis vorliegt, dann stellen sich bedingungslos die Rechts- 
konsequenzen der Ungültigkeit ein und zwar nicht nur gegen- 
über den Eheleuten, sondern auch gegenüber den Kindern 
derselben, die daher ungesetzliche sind. Wenn aber die mit 
den Eheleuten kontrahierende dritte Person mala fide handelte, 
trotzdem die Parteien oder eine von ihnen bona fide handelte, 
so stellen sich auch gegenüber der dritten Person puncto des 
Rechtsgeschäftes die Konsequenzen der Eheungültigkeit ein. 
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Hingegen jener Ehegatte, welcher die Ehe bona fide ge- 
schlossen hat, also möglicherweise beide, ferner jene dritte 
Person, die bona fide einen Vertrag mit den Ehegatten ge- 
schlossen hat, ist auf Grund ihrer bona fides von den auf die 
Vergangenheit Bezug habenden rechtlichen Konsequenzen der 
Eheungültigkeit befreit und hat die ungültige Ehe für dieselben 
die Wirkung der gültigen. Die bona fides der Eltern oder 
wenigstens eines derselben kommt auch den Kindern zu statten, 
die in diesem Falle gesetzlich werden. 

Demnach bestehen zwei Ausnahmen in unserem Privat- 
rechte von der auf die Vergangenheit Bezug habenden Rechts- 
wirkung der Eheungültigkeit, nämlich 1. zu Gunsten des Ehe- 
gatten oder beider Ehegatten, die bona fide gehandelt haben, 
und 2. zu Gunsten der bona fide handelnden dritten Personen. 

Es ist aber auch ein dritter Standpunkt vorhanden, dem- 
zufolge das Ehegesetz die ungültige Ehe auch nach der Un- 
gültigkeitserklärung nicht so betrachtet, als wäre sie nie ge- 
schlossen worden. Diese Exzeption hat das Ehegesetz für 
einzelne Ehehindernisse aufgestellt, welche Hindemisse daher 
auch nach der rechtskräftigen Enunziation der Ungültigkeit 
weiter wirken und existent sind. 

Wir behandeln diese drei Ausnahmen jede besonders : 

1. Jene Ehehindernisse, welche auch auf Grund der 
ungültigen Ehe zu Tage treten, sind die folgenden : die Schwäger- 
schaft in gerader Linie (Ehegesetz Punkt d, § 11) die Doppel- 
ehe (Ehegesetz § 12), die Nachstellung nach dem Leben des 
Ehegatten (Ehegesetz § 13) als Nichtigkeitshindernisse; ferner 
das im Punkte b) des § 18 des Ehegesetzes angedeutete ver- 
bietende Ehehindernis der vollen Adoption, die bestehende 
nichtige Ehe (Ehegesetz § 21), ferner die verbietenden Ehe- 
hindernisse der Verurteilung wegen Gattenmordes (Ehegesetz § 23) 
und der im Gesetze vorgeschriebenen Wartezeit. 

2. Zu Gunsten der bona fide handelnden dritten Personen 
statuiert der § 133 des Ehegesetzes, daß im Falle man sich 
mit in ungültiger Ehe lebenden Ehegatten vor der Ungültig- 
erklärung in Rechtsgeschäfte eingelassen, die ungültige Ehe die 
Eechtswirkung der gültigen Ehe hat. 
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Die Billigkeit und das Interesse der Verkehrssicherheit 
rechtfertigen die Richtigkeit der Exzeption. 

Die bona fides kann nur dann festgestellt werden, wenn 
die mit den Eheleuten kontrahierende dritte Person bei dem 
Abschlüsse des Rechtsgeschäftes nicht wußte, daß die Ehe 
nichtig oder anfechtbar sei. — Eine später auftretende mala 
fides ist unschädlich, hingegen kann der § 133 dann nicht in 
Anwendung kommen, wenn die Invalidation rechtskräftig statt- 
gefunden hat, ob nun diejenige dritte Person, die mit den ge- 
wesenen Ehegatten einen Vertrag einging, hiervon wußte oder 
nicht. Wenn aber die Ehe vor der Inrechtskrafttretung des 
die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit der Ehe aussprechenden 
ürteiles aufhörte, so besteht die Ausnahme weiter, da man in 
diesem Falle vom kontrahierenden Dritten noch weniger ver- 
langen kann, er möge untersuchen, ob die Ehe gültig war 
oder nicht. 

3. Das Wesen der zu Gunsten des bona fide handelnden 
Ehegatten statuierten Ausnahme, oder die Rechtsfolgen der 
putativen, nur vermeintlich gültigen Ehe kann man nur auf 
Grund unserer in Geltung stehenden privatrechtlichen Rechts- 
normen feststellen. 

Die putative Ehe ist eine solche ungültige Ehe, bei 
welcher zur Zeit der Knüpfung des Bandes wenigstens der 
eine Teil vom obschwebenden Nichtigkeits- oder trennenden 
Anfechtungshindemisse nicht wußte und ihn in dieser Hinsicht 
auch kein Fahrlässigkeitsverschulden trifft. Wenn die mala 
fides später auftritt, ist dies belanglos, da die Ehe dennoch 
eine putative bleibt, wenn sie als solche, daher bona fide zu 
Stande kam. 

Das Ehegesetz aber, ausgehend aus dem Prinzipe, dem- 
gemäß es nur die existente Ehe regelte und das matrimonium 
non existens als gemeinrechtliches negotium nullum von 
seinem Begrenzungskreise ausschloß, verfügte auch nicht über 
die Rechtsfolgen der nach der Ungültigkeitserklärung sich ein- 
stellenden nonexistentia ; auch disponiert sie nicht betreffs der 
Rechtswirkungen der bona fide eingegangenen sogenannten 
putativen, vermeintlich gültigen Ehe, denn seiner Rechtsan- 
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schauung gemäß gehört dies in den Bereich des allgemeinen 
Privatrechtes, 

Zu bemerken ist aber, daß unsere privatrechtlichen Regeln 
diesbezüglich sehr lückenhaft sind und abgesehen von einigen 
Dispositionen des Ehegesetzes, welche die Gerichtspraxis auf 
dem Wege der Analogie auch auf andere Fälle anwendet, steht 
uns keine andere Quelle zur Verfügung. Es ist daher schwer, 
ein bestehendes Recht festzustellen und zwar um so schwerer, 
da in der Gerichtspraxis sehr wenig hierher einschlägige 
Rechtsfälle vorkommen. Die Ursache dessen ist großenteils 
jener Standpunkt des Ehegesetzes mit seiner unbestreitbaren 
Lückenhaftigkeit, demgemäß die Ungültigkeit im Eheprozesse 
wohl der Gerichtshof enunziert, doch gar keine vermögensrecht- 
liche Frage Gegenstand dieses Prozesses sein kann, denn im 
Sinne des § 72 können hier nur die Bestimmungen der §§ 98, 
101 — 103 zur Anwendung gelangen, beziehungsweise können nur 
provisorische Verfügungen über den Unterhalt der Frau und Kinder 
und die Unterbringung der letzteren, ferner die Ausfolgung der 
notwendigen Gegenstände zu Gunsten der Frau getroffen werden. 
Hieraus folgt, daß die Rechtsfolgen der ungültigen Ehe nach er- 
folgter Ungültigkeitserklärung und auf Grund dieser in einem 
besonderen Rechtsstreite ausgesprochen werden müssen, und daß 
man nur in diesem besonderen Prozesse die vermögensrechtlichen 
und Erbansprüche zu beurteilen hat. Doch wurde noch kein 
einziger derartiger Prozeß eingeleitet und ging auch diese Regel 
nicht in das Bewußtsein unserer Juristen über ; man könnte auch 
von derselben sagen, daß sie auch als Gewohnheitsrecht nicht am 
Leben sei, da sie nie zur Anwendung gelangt ist, doch muß sie 
mit logischer Notwendigkeit fortbestehen, da doch auf irgend eine 
Weise in irgend einem Prozesse die Rechtskonsequenzen der 
Eheungültigkeit auch bei uns gezogen werden müssen. 

Auch die Rechtsliteratur konnte in Ermangelung genügender 
positiver Basis und ebensolcher Gerichtspraxis, die in Geltung 
befindlichen Regeln der putativen Ehe nicht übereinstimmend 
und dem Bedürfnisse entsprechend feststellen. 

Die Titel 106 und 108 des ersten Teiles vom Werböc^t/' sehen 
Tripartitum enthalten über die putative Ehe, obwohl nur in 
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Anbetracht der Hindemisse der Blutsverwandtschaft und Schwäger- 
schaft folgendes : „Wenn zwischen Mann und Frau infolge deren 
Blutsverwandtschaft oder Schwägerschaft, von der sie keine 
Kenntnis hatten, eine Scheidung stattfindet, dann erhält die Frau 
von ihrem Manne sowohl ihre Morgengabe als auch ihre Ver- 
lobungsgeschenke, und die während des Ehebestandes erzeugten 
Kinder bleiben als gesetzliche Erben im Besitze des unbeweg- 
lichen Vermögens und im Genüsse der Güterrechte beider Eltern. 
Die Unkenntnis der Blutsverwandtschaft begründet für alles 
Immobiliareigentum der Eltern die Legitimität, deren Kenntnis 
aber puncto der oben erwähnten Erbansprüche die Illegitimität 
der Descendenz." 

Die Gerichtspraxis hat diese Anordnungen auf sämtliche 
trennenden Ehehindernisse ausgedehnt und nachdem das Ehe- 
gesetz in Bezug auf die putative Ehe keine Vorkehrungen ge- 
troffen hat, ist es unzweifelhaft, daß die Bestimmungen des 
Tripartitum sich auch auf alle im Ehegesetze enthaltenen Ehe- 
hindernisse beziehen und daß die Rechtsfolgen der Eheungültig- 
keit nur nach diesen Regeln, respektive in deren Geiste auf die 
Frauen und Kinder in Anwendung kommen können, mit dem 
Unterschiede, daß die bona fides selbst nur eines Ehegatten die 
putative Ehe begründet, während im Sinne des Tripartitums von 
beiden Eheleuten die bona fides erfordert wird.^) Es ist diese 
Abweichung auch nur auf Grund der Gerichtspraxis feststellbar, 
was umso richtiger ist, da für die Kinder, bei der mala fides 
beider Eltern, die Annahme ihrer Illegitimität von sehr schwerer 
Konsequenz ist 2) und es für sie noch weniger billig wäre, wenn 
eine putative Ehe der Voraussetzung der bona fides beider Ehe- 
leute bedürfte und die Ehe sonst nicht für putativ angesehen 
würde, und wenn die Legitimität der Kinder nur als Resultat 
der bona fides beider Eheleute zugegeben würde. 



1) Diese Erklärung ist auch durch den § 1 des 107. Titels des Tripartitum 
motiviert, welcher sich auf den Kirchencanon bezieht. Nach dem Kirchen- 
rechte aber gebührt der Vorteil der putativen Ehe, was die Eheleute anbe- 
langt, ausschließlich nur dem bona fide handelnden Teile. 

2) Tripartitum 1. Teil, Titel 108 „Quod ignorantia legitinias, scientia 
"oero illigitimas proles int er consanguineos gener et^'. 
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Auf Grund dessen kann man die Rechtsfolgen der puta- 
tiven Ehe folgendermaßen feststellen. In Bezug auf jenen 
Ehegatten, der die Ehe bona fide nämlich mit jener Überzeu- 
gung einging, daß eine gültige Ehe zustande kam, obwohl de 
facto ein trennendes Ehehindernis vorhanden war, wird die 
ungültige Ehe vom Tage der Schließung bis zur rechtskräfti- 
gen Enunziierung von deren Ungültigkeit als eine gültige Ehe 
angesehen. 

Wenn beide Eheleute zur Zeit der Eheschließung bona fide 
handelten, ist in Bezug auf beide der Fall der putativen Ehe 
vorhanden. 

Hieraus folgt, daß, wenn die Frau bona fide, der Mann 
mala fide handelte, der Frau ebenso der Unterhalt gebührt, 
wie in jenem Falle, wenn die Ehe über Verschulden des Gatten 
aufgelöst wird; der Frau gebührt das Erbe einer Gattin und 
Witwe und auch das jus mduäle^ welches erst mit dem Tode 
des Gatten fällig wird : eine weitere Vorbedingung des Witwen- 
rechtes ist aber, daß die Witwe nicht vor dem Erbfalle neuer- 
dings eine Ehe eingehe. Die ehelichen Vermögensrechte finden 
folgende Anwendung: der Gatte ist verpflichtet, der Frau ihr 
besonderes Vermögen und ihre Mitgift auszufolgen, die Morgen- 
gabe oder Widerlage wird ebenfalls fällig und ist der gemein- 
same Erwerb zu teilen. In Hinsicht der Verwaltung und des 
Genusses des Sondervermögens der Frau ist der Mann als mala 
fide Besitzer anzusehen, weshalb er das Erträgnis der Mitgift 
und des Sondervermögens zu ersetzen hat, weil er nicht das 
Recht hatte, diese zur Bestreitung der Lasten des ehelichen 
Lebens zu verwenden, und er hat auch über dasselbe Rechnung 
zu legen, n«r das hat er nicht zurück zu erstatten, was er 
von den Einkünften auf das Sondereigentum der Frau und 
deren Mitgift zur Abwendung eines drohenden Schadens not- 
wendigerweise und zweckentsprechend verwendet hat. 

Wenn aber die Frau mala fide, der Mann jedoch bona fide 
handelte, kann die Frau nur die Teilung des gemeinsam er- 
worbenen Vermögens und die Ausfolgung des Sondervermögens 
und der Mitgift fordern, und hat der Gatte über die bis zur 
Ungültigkeitserklärung eingeflossenen Erträgnisse keine Rechnung 



Digitized by VjOOQIC 



Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des angarischen Ehegesetzes. gl 

ZU legen; er hat endlich unbehindert auch das Gattenerbrecht 
auf den Nachlaß der Gattin. 

Wenn beide Ehegatten bona fide handelten, ist das ge- 
meinsam erworbene Vermögen zu verteilen, das Sondervermögen 
und die Mitgift auszufolgen, der Gatte als bona fide Besitzer 
hat über das Erträgnis des Vermögens keine Rechnung zu 
legen. Andere Rechte sind keinem der Ehegatten vorbehalten. 

Wenn aber der eine Teil nicht nur mala fide handelte, 
sondern den anderen Ehegatten durch Täuschung, Betrug und 
Gewalt absichtlich zur Eheschließung verleitete, so hat er dem 
bona fide Ehegatten auch Schadenersatz zu leisten. 

Die in der putativen Ehe erzeugten Kinder sind legitim, 
ihre Rechtsstellung ist dieselbe, wie die der legitimen Kinder, ^) 
sie führen den Namen ihres Vaters, stehen unter väterlicher 
Gewalt, betreffs ihrer Unterbringung und Erhaltung sind die 
Bestimmungen der §§ 95 — 97 des Ehegesetzes maßgebend und 
nehmen im Nachlasse ihrer Eltern als gesetzliche Erben teil. 

Die bona oder mala fides der Parteien muß im Ungültig- 
keitsprozesse geprüft werden, wenn diese aber da nicht fest- 
gestellt wird, hat dies im Prozesse über den Erb- oder 
Vermögensanspruch zu geschehen, da auf dieser Basis ent- 
schieden wird, ob eine putative Ehe vorliegt und ob beide oder 
nur der eine Ehegatte bona fide gehandelt hat. Die bona oder 
mala fides hat derjenige zu beweisen, der auf Grund derselben 
Rechte geltend macht.^) 



1) Der § 160 des österreichischen Bürgerlichen Gesetzbuches reiht die 
aus einer putativen Ehe stammenden Kinder in eine besondere Klasse, schließt 
dieselben von der Erbschaft eines solchen Vermögens aus, welches in Folge von 
Familienbestimmungen den gesetzlichen Deszendenten besonders vorbehalten ist. 

2) Die §§ 1254—1347 des Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich verfügen sowohl über die Rechtsstellung der bona fide handelnden 
dritten Personen, als auch in Bezug auf die putative Ehe, verleihen aber dem 
bona fide handelnden Ehegatten nur vermögensrechtliche Ansprüche und 
übertragen das Prinzip der scheidungsprozeßlichen Schuld auch auf die Un- 
gültigkeitsprozesse. Die vermögensrechtlichen Ansprüche sind im Sinne des 
§ 1345 nach der Ungültigerklärung in einem besonderen Prozesse geltend zu 
machen. 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Druck von Schmidt & Klannig in Kiel. 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



r 



Digitiied by VjOOQIC 



